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hat es sich zur Aufgabe gemacht, für die Historiker der Zukunft und 
Studenten der Geschichte Unterlagen zu erarbeiten, die ein kor- 
rektes Bild über die Geschichte des 20. Jahrhunderts vermitteln. 
Bisher wurden auf diesem Gebiet erarbeitet: 

Chronologie — Deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert; 

Lexikon - Deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert; 

Adolf Hitler, Verwandler der Welt; 

Josef Stalin, Verwandler der Welt; 

Roosevelt - Er wollte den großen Krieg/Churchill — Verteidiger 

und Zerstörer des Empires. 


In diesem Jahr erscheint ergänzend dazu der Band 
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Weitere Themen zur Geschichte des 20. Jahrhunderts werden in 
unserer Heftreihe behandelt, wobei die erste Ausgabe „Wiedergut- 
machung“ vorliegt und kostenlos an den vorgenannten Kreis ver- 
teilt wird. 


Weitere Exemplare der Schrift „Wiedergutmachung“ können beim 
Buchdienst DVG, Postfach 1180, 4994 Preußisch Oldendorf 
zum Stückpreis von 9,80 DM bezogen werden. 


Neue Ausgaben dieser Heftreihe werden im Abstand von drei bis 
vier Monaten folgen. 


Ernst Rumpf 


Wiedergutmachung 


bearbeitet und ergänzt von 


A.v. Thadden 
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Mit freundlicher Genehmigung des Hohenrain-Verlages, Tübingen, wurden aus dem Buch 
„A. Hueber /8. Mai 1945 - Ein Tag der Befreiung?“ 
Teile des Beitrages von Ernst Rumpf 
„Die deutschen Reparationen nach dem Zweiten Weltkrieg“ 
in den Mittelpunkt dieser Schrift gestellt und ergänzt. 


vortragender Legationsrat I. Klasse und Honorarprofessor für Völker- 
recht, Staatsrecht und Politologie für einen Sammelband verfaßte, der 
zum 40. Jahrestag der deutschen Kapitulation herausgebracht wurde. 
Die sich daraus ergebenden räumlichen Beschränkungen machten es er- 
forderlich, jenen Teil der Schrift, der sich mit den Reparationen befaßt, 
durch einige dokumentarische Zitate zu ergänzen. 

Der Begriff „Wiedergutmachung“ ist ja nur das deutsche Wort für das 
Fremdwort „Reparationen“. Dennoch hat es sich eingebürgert, daß von 
Reparationen dann gesprochen wird, wenn es sich um deutsche Lei- 
stungen gegenüber den Siegermächten des 1. sowie des 2. Weltkrieges 
handelt, während der Begriff „Wiedergutmachung“ beschränkt auf jenen 
Komplex verwandt wird, der sich mit dem Begriff der Wiedergutma- 
chung speziellen nationalsozialistischen Unrechts befaßt, in welchem 
Zusammenhang wiederum die gegenüber dem Staate Israel und jü- 
dischen Organisationen bzw. Einzelpersonen geleisteten Zahlungen ca. 
98 Prozent des Gesamtumfanges ausmachen. 

Aus diesem Grunde wurde die von Ernst Rumpf in einem Gesamtzusam- 
menhang vorgelegte Darstellung sachlich in zwei Teile gegliedert und 
inhaltlich voneinander getrennt. — Gestützt auf die Unterlagen des Ver- 
eins „Kultur und Zeitgeschichte/Archiv der Zeit“ wurden Zusammen- 
stellung und Bearbeitung des zweiten Teiles von Adolf v. Thadden vor- 


Vorbemerkung des Verlages 
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genommen, dessen privates Archiv wesentliche Ergänzungen hergab. 
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Der Kreislauf der Rache 


„Vae vıctis“ (Wehe den Besiegten), rief der Gallierkönig Brennus, als die von ihm be- 
siegten Römer sich dagegen wehrten, die verlangte Kontribution in Gestalt von 1000 
Pfund Gold zu erbringen. Um seine Worte zu unterstreichen, warf er sein Schwert auf 
die Waage, um so die Menge des von den Römern abzuliefernden Goldes noch zu er- 
höhen. 

Die Römer nahmen später unter Julius Caesar grausame Rache, nachdem sie zuvor 
schon gegen das in drei Kriegen niedergekämpfte Karthago vorgeführt hatten, wie 
man als Sieger mit Besiegten umgehen sollte. 

Jahrelang hatte der alte Cato im römischen Senat gefordert, daß Karthago zerstört wer- 
den müsse. Am Ende des 3. Punischen Krieges war Karthago endlich bis auf den 
Grund zerstört. Daraufhin erklärte Cato vor dem römischen Senat: „Was wird Rom 
ohne seine Feinde sein?“ 

Die Geschichte gab die Antwort. Das siegreiche Rom geriet bald auf eine abschüssige 
Bahn. Man wollte nicht länger kämpfen, sondern nur noch genießen, und dies tat man 
so lange, bis das Römische Reich dank seines inneren Verfalls von seinen Feinden über- 
wältigt werden konnte. 

Nach dem Motto „Wehe den Besiegten“ verfuhren die Sieger im Altertum und bis ins 
hohe Mittelalter hinein. Die Forderung nach Kontributionen wurde stets durch Raub, 
Plünderung und Vergewaltigungen ergänzt und verstärkt. Es dauerte Jahrhunderte, bis 
Hugo Grotius in Verbindung mit dem Ende des Dreißigjährigen Krieges sich bemühte, 
eine gewisse Rechtsordnung in das ungezügelte Treiben zu bringen. Grotius war es 
aber auch, der bei dem Frieden von Münster und Osnabrück seine Forderung nach 
der „tabula rasa“, dem „reinen Tisch“ durchsetzte, womit er den unendlichen Kreislauf 
von Rache und Vergeltung endlich zu durchbrechen hoffte. Eine müßige Hoffnung, 
wie sich bald zeigen sollte. 

Das nur höchst widerwillig in den Krieg gegen Napoleon eingetretene Preußen wurde 
von den Truppen des französischen Kaisers vernichtend geschlagen. Durch den Frie- 
den von Tilsit (Juli 1807) verlor Preußen alle seine Gebiete westlich der Elbe. Die Be- 
völkerung Preußens verringerte sich von 9,7 Millionen Menschen auf 4,8. Ferner sollte 
Preußen eine Kriegsentschädigung von 154 Millionen Francs erbringen. 20 Millionen 
hätte Preußen vielleicht aufbringen können; die Forderung nach 154 Millionen war un- 
sinnig. Um ihr aber Nachdruck zu verleihen, bestimmte Napoleon, daß 150000 Mann 
Besatzungstruppen auf unbestimmte Zeit in Preußen bleiben sollten. Die unbe- 
stimmte Zeit war sechs Jahre später mit den Befreiungskriegen wieder zu Ende. 

Der Wiener Kongreß bemühte sich redlich, in dem von Napoleon völlig umgekrempel- 
ten Europa eine neue und haltbare Friedensordnung zu schaffen. Staatskanzler Fürst 
Metternich setzte gemeinsam mit Englands Außenminister Lord Castlereagh eine Ord- 
nung durch, die Frankreich sein Gesicht beließ und von unsinnigen Reparationsforde- 
rungen absah. Frankreich kam mit einer Buße von 700 Millionen Francs für dıe Schä- 
den davon, die in 23 Jahren von Napoleon in Europa angerichtet worden waren. Diese 
Ordnung hielt ein gutes halbes Jahrhundert, bis sie von Napoleon III., dem Neffen 
des großen Korsen, 1870 wieder aufs Spiel gesetzt wurde. 

Napoleon III. war davon ausgegangen, daß er mit den notorisch uneinigen deut- 
schen Staaten leichtes Spiel haben werde. Stattdessen traten ihm unter der Führung 
Preußens die Soldaten aus allen deutschen Stämmen geschlossen entgegen. Nach 
wenigen Wochen für beide Seiten verlustreicher Kämpfe war der Krieg schon im Sep- 
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tember 1870 durch die Schlacht von Sedan entschieden. Napoleon ging als Gefangener 
„ab nach Kassel“ und mit ihm über hunderttausend französische Soldaten. 

In Frankreich aber, das sich in Paris zur Republik erklärt hatte, rückten die deutschen 
Truppen rasch vor, besetzten weite Teile des Landes, schlossen die Hauptstadt ein, und 
es begann die Belagerung der Hauptstadt des Landes. König Wilhelm I. und Minister- 
präsident Graf Bismarck schlugen im Oktober 1870 ihre Hauptquartiere in Versailles 
auf. Es war nur eine Frage der Zeit, bis Paris und damit Frankreich kapitulieren wür- 
den. Dann aber sollte Frankreich auf Elsaß-Lothringen verzichten und fünf Milliarden 
Francs Kriegsentschädigung leisten. Erst nach deren Bezahlung würden alle deutsche 
Truppen aus Frankreich abziehen. 

Am 23. Februar 1871 wurde der Vertrag unterzeichnet. Innerhalb eines Jahres zahlte 
Frankreich - weil es dazu in der Lage war - die ihm auferlegte Kontribution von fünf 
Milliarden Francs. Der daraus für Deutschland entstehende Goldregen führte schon 
wenige Jahre später zur ersten großen Wirtschaftskrise des Reiches durch konjunktu- 
relle Überhitzung und Mißmanagement, wie man heute sagen würde. 


I. Reparationen 
Der Begriff der Reparation 


Es ist ein von dem schon genannten Hugo Grotius erwähnter und als naturrechtlich 
qualifizierter Rechtsgrundsatz des allgemeinen Völkerrechts, daß „ein Völkerrechtssub- 
jekt, dem ein völkerrechtlicher Unrechtstatbestand zugerechnet wird, verpflichtet 
(ist). den entstandenen Schaden wieder gutzumachen“. Aus der neueren internationa- 
len Rechtsprechung wird dies Prinzip mit dem Urteil des ständigen Internationalen Ge- 
richtshofs (CPJ) im Fall Chorzow - betreffend Enteignung deutschen Vermögens in Po- 
len - vom Juli 1927 belegt, in dem es heißt: „C’est un principe du droit international 
que la violation d’un engagement entraine l’obligation de r&parer dans une forme ade- 
quate.....“ (Es istein Grundsatz des internationalen Rechts, daß die Verletzung einer 
Rechtspflicht die Verpflichtung nach sich zieht, in angemessener Weise zu entschädi- 
gen.) Die „reparation“ soll, soweit möglich, die Folgen des rechtswidrigen Akts besei- 
tigen und den vorigen Zustand wiederherstellen. 

Die Anwendung dieses ganz abstrakten Rechtsgrundsatzes in der Praxis bedarf für 
jede Art von Wiedergutmachung im Völkerrecht der Konkretisierung, sei es durch Ver- 
trag, sei es durch Schieds- oder Gerichtsurteil. 

Was für die Wiedergutmachung völkerrechtlichen Unrechts im Frieden gilt, also etwa 
für die Verletzung der diplomatischen Immunität, der Rechte oder des Eigentums 
fremder Staatsangehöriger, eines Vertrages oder einer Grenze, gilt in weit höherem 
Maße für Reparationen nach einem Kriege. Es ist überhaupt zweifelhaft, ob man eine 
solche Kriegsfolgenregelung unter die allgemeine Rubrik der Staatenverantwortlich- 
keit für Völkerunrecht bringen soll: Reparationen nach einem Krieg, für die es keine 
weiteren allgemeinen Grundsätze außer dem Existenzrecht des Schuldnerstaates gibt, 
bilden aus der Natur der Sache und des vorangegangenen gewaltsamen Konflikts ein 
Phänomen für sich. Meist stehen sich „Gläubiger“ und „Schuldner“ als Sieger und Be- 
siegte gegenüber, verbindet sich das Verlangen nach Schadenersatz mit weitergehen- 
den machtpolitischen Zielen. Man kann daher von politischen Reparationen sprechen. 
Es ist fraglich, ob es überhaupt ein Völkerrechtsbegriff ist, wenn auch das Rechtliche 
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niemals ganz abwesend ist. Der Unterlegene wird den Rechtscharakter solcher Maß- 
nahmen und Regelungen unter Umständen gänzlich bestreiten und. wie die nationale 
Opposition nach dem Ersten Weltkrieg, von Tributen sprechen. Reparationen dienen 
„meist nicht allein der Wiedergutmachung, sondern auch der Schwächung der Wirt- 
schaftskraft und damit zugleich des militärischen Potentials des besiegten Staates“, 
heißt es im Stichwort „Reparationen“ in Meyers Enzyklopädischen Lexikon (Band 20, 
I7E.S:ISL). 

Der übliche völkerrechtliche Rahmen für solche Reparationen ist der Friedensvertrag. 
Deutschlands Reparationsverpflichtungen nach dem Ersten Weltkrieg wurden denn 
auch primär im Friedensvertrag von Versailles (Teil VIII) begründet. Obwohl nach dem 
Zweiten Weltkrieg mit dem Deutschen Reich kein Friedensvertrag geschlossen wurde, 
hat Deutschland in beiden Teilen gewaltige Reparationen erbracht und es sind auch 
vertragliche Regelungen mit den bis 1990 bestehenden beiden Teilstaaten getroffen 
worden. 

Im Rückblick erweist es sich als Segen, daß das besiegte Deutschland niemals auf- 
gefordert wurde, einen Friedensvertrag zu unterschreiben. In Teheran, Jalta und noch 
in Potsdam hatten die Sieger ausgiebig über dessen Modalitäten verhandelt. Wäh- 
rend die Frage nach den polnischen Westgrenzen im Potsdamer Protokoll bis zu einem 
späteren Friedensvertrag offengehalten wurde, erklärten die Westmächte gleichzeitig, 
daß sie sich dafür einsetzen würden, daß das nördliche Ostpreußen in dem Friedens- 
vertrag endgültig der Sowjetunion zugeschlagen werden sollte. Die in Teheran und 
Jalta erörterten Pläne einer Zerstückelung Deutschlands blieben auf dem Papier, 
denn 1946/47 begann der „Kalte Krieg“, der aus dem Streit der Sieger über das Fell 
des erlegten deutschen Bären resultierte. Die 1949 gegründeten Teilstaaten von Bonn 
und Pankow beendeten ihr Dasein, als im November 1989 die Mauer in Berlin fiel, 
weil Gorbatschow den 1945 von Stalin geschaffenen Zustand nicht länger aufrecht- 
erhalten zu können glaubte. 


Richtlinien der Besatzungspolitik 


Die Regelung der deutschen Reparationsfrage vollzog sich ın zwei Phasen: a) Besat- 
zungsmaßnahmen und Konfiskationen, b) Verträge. Der Periode der einseitigen Besat- 
zungsmaßnahmen, die etwa bis 1954 dauerte, schlossen sich Regelungen mit deutschen 
Regierungen an. 

„Wir haben die Frage des Schadens, den Deutschland in diesem Krieg den alliierten 
Nationen zugefügt hat, erörtert und für Recht befunden, daß Deutschland in größt- 
möglichen Umfang verpflichtet wird, in Sachleistungen (in Kind) Ersatz für den verur- 
sachten Schaden zu leisten.“ So beginnt Punkt drei des Berichts über die Krimkonfe- 
renz (sogenanntes „Abkommen von Jalta‘“) vom 11. Februar 1945, unterzeichnet von 
Churchill, Roosevelt und Stalin, zum Thema „Reparation by Germany“. Eine Repara- 
tionskommission mit Sitz in Moskau wurde eingesetzt, um Umfang, Art und Weise des 
Wiedergutmachens zu prüfen. 

Im ursprünglich geheimen Protokoll von Jalta vom 11. 2. 1945 wurden im Abschnitt V 
Einzelheiten des alliierten Reparationsprogramms verabschiedet. Hier heißt es: 
„Germany must pay in kind for the losses caused by her to the Allied Nations in the 
course of the war.“ (Deutschland muß in Sachwerten für die Schäden zahlen, die es 
den alliierten Nationen im Laufe des Krieges zufügte.) Reparationen sollten „in erster 
Linie diejenigen Länder erhalten, die die Hauptlast des Krieges getragen haben, die 
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die schwersten Verluste erlitten und den Sieg über den Feind erfochten haben.“ Drei 

Arten von Reparationsleistungen wurden in Jalta vorgesehen: 

a) Industrieausrüstungen, Werkzeugmaschinen, Schiffe, Eisenbahnwagen, Auslands- 
vermögen, Aktien usw.; 

b) Lieferungen von Waren aus der laufenden Produktion; 

c) Verwendung deutscher Arbeitskräfte. Die Einnahmen unter a) sollten „haupt- 
sächlich mit dem Ziel der Vernichtung deutschen Kriegspotentials durchgeführt 
werden“. 

Nachdem Maisky den sowjetischen Standpunkt vorgetragen hatte, legte der US- 

Minister Stettinius die amerikanische Position dar. Gemäß der sowjetischen Doku- 

mentation sagte er, die amerikanische Delegation habe ihren Grundsatzentwurf für die 

Erhebung von Reparationen aus Deutschland unterbreitet. Über Punkt 1 und 2 des 

amerikanischen Entwurfs seien sich die Delegationen einig. 


Die Punkte 1 und 2 des amerikanischen Entwurfs lauteten: 

„l. Reparationen sollen in erster Linie diejenigen Länder erhalten, welche die größte 
Last des Krieges getragen, die schwersten Verluste erlitten und den Sieg über den 
Feind gestaltet haben. 

2. Die Frage der Nutzung deutscher Arbeitskräfte als eine Form der Reparationen 
wird vorläufig zurückgestellt und soll zu einem späteren Zeitpunkt behandelt 
werden; die Reparationen in Sachleistungen sollen in Deutschland auf folgende 
zwei Arten erfolgen: 

a) Einmalige Entnahmen nach Kriegsende aus dem sowohl auf dem Gebiet 
Deutschlands als auch außerhalb dieses Gebietes befindlichen Nationalver- 
mögen (Ausrüstungsgegenstände, Werkzeugmaschinen, Schiffe, rollendes Ei- 
senbahnmaterial, deutsche Anlagen im Ausland, Aktien von Industrie-, Ver- 
kehrs-, Schiffahrts- und anderen Unternehmen in Deutschland usw.), wobei 
diese Entnahmen hauptsächlich zum Zweck der militärischen und ökonomi- 
schen Entwaffnung Deutschlands erfolgen sollen. 

Diese Entnahmen müssen innerhalb zweier Jahre nach Ende des Krieges durch- 
geführt sein. 

b) Jährliche Warenlieferung im Verlauf von zehn Jahren nach dem Ende des 
Krieges.“ 

Über Punkt 3 hätten die Delegationen einen Kompromiß erzielt, wonach die Mos- 

kauer Reparationskommission in ihrer Arbeit davon ausgehen solle, daß der Gesamt- 

umfang der Reparationen im Rahmen der einmaligen Entnahmen und jährlichen Wa- 
renlieferung 20 Mrd. Dollar betragen soll und daß 50 Prozent davon an die Sowjet- 
union gehen. 

Eden habe zu dieser Frage den Vorbehalt gemacht, daß er noch keine Weisungen aus 

London erhalten hat. Die sowjetische Delegation erklärte, die Reparationszahlungen 

würden auf den Preisen des Jahres 1938 begründet sein mit einem Aufschlag von 

10 bis 15 Prozent, je nach der Art der gelieferten Artikel. 

Über die Gesamtsumme der Reparationen wurde weder in Jalta noch später Einver- 

nehmen erzielt. Im Jalta-Protokoll ist eine Übereinkunft der sowjetischen und der 

amerikanischen Delegation über einen Vorschlag verzeichnet, wonach die Gesamt- 
summe der Reparationen gemäß den Punkten a) und b) zwanzig Milliarden Dollar zu 
betragen habe, von denen 50 Prozent an die Sowjetunion gehen sollten. Die britische 

Delegation stimmte diesem Vorschlag jedoch nicht zu. 
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Das Potsdamer Abkommen knüpfte in Teil IV. „Reparationen aus Deutschland“, an 
die Entscheidung der Krim-Konferenz an und legte dazu folgende Übereinkunft fest: 


„In Übereinstimmung mit der Entscheidung der Krimkonferenz, wonach Deutschland 
gezwungen werden soll, in größtmöglichem Ausmaß für die Verluste und die Leiden, 
die es den Vereinten Nationen verursacht hat, und wofür das deutsche Volk der Verant- 
wortung nicht entgehen kann, Ausgleich zu schaffen, wurde folgende Übereinkunft 
über Reparationen erreicht: 

1. Die Reparationsansprüche der UdSSR sollen durch Entnahmen aus der von der 
UdSSR besetzten Zone in Deutschland und durch angemessene deutsche Auslands- 
guthaben befriedigt werden. 

2. Die UdSSR wird die Reparationsansprüche Polens aus ihrem eigenen Anteil an den 
Reparationen befriedigen. 

3. Die Reparationsansprüche der Vereinigten Staaten, des Vereinigten Königreiches 
und der anderen zu Reparationsforderungen berechtigten Länder werden aus den 
westlichen Zonen und den entsprechenden deutschen Auslandsguthaben befriedigt 
werden. 

4.In Ergänzung der Reparationen, die die UdSSR aus ihrer eigenen Besatzungszone 
erhält, wird die UdSSR zusätzlich aus den westlichen Zonen erhalten: 

a) 15 % derjenigen verwendungsfähigen und vollständigen industriellen Ausrüstun- 
gen, vor allem der metallurgischen, chemischen und Maschinen erzeugenden 
Industrien, soweit sie für die deutsche Friedenswirtschaft unnötig und aus den 
westlichen Zonen Deutschlands zu entnehmen sind, im Austausch für einen ent- 
sprechenden Wert an Nahrungsmitteln, Kohle, Kalı, Zink, Holz, Tonprodukten, 
Petroleumprodukten und anderen Waren, nach Vereinbarung. 

b) 10 % derjenigen industriellen Ausrüstung, die für die deutsche Friedenswirtschaft 
unnötig ist und aus den westlichen Zonen zu entnehmen und auf das Reparations- 
konto an die Sowjetregierung zu übertragen ist, ohne Bezahlung oder Gegen- 
leistung irgendwelcher Art. 

Die Entnahmen der Ausrüstung, wie sie oben in a) und b) vorgesehen sind, sollen 
gleichzeitig erfolgen. 

5.Der Umfang der aus den westlichen Zonen zu entnehmenden Ausrüstung, der auf 
das Reparationskonto geht, muß spätestens innerhalb von sechs Monaten von jetzt 
ab bestimmt sein.“ (Die Punkte 6 bis 10 brauchen hier nicht zitiert zu werden.) 

Zur Aufteilung der von den drei westlichen Besatzungsmächten entnommenen Repa- 

rationen wurde das Pariser Interalliierte Reparationsabkommen vom Il. Januar 1946 

geschlossen, an dem außer den drei westlichen Hauptmächten und den ehemals von 

Deutschland besetzten Ländern beteiligt waren: Albanien, Ägypten, Australien, 

Kanada, Neuseeland, Indien, die CSSR, Jugoslawien und Südafrika. Deutschland war 

kein Vertragspartner. Das Pariser Reparationsabkommen errichtete die Interalliierte 

Reparations Agentur (TARA) mit Sitz in Brüssel. die erst 1969 aufgelöst wurde. Sie 

führte für jeden Vertragsstaat ein Reparationskonto, das mit den empfangenen Werten 

belastet wurde. Die deutschen Reparationen waren im TARA-Abkommen in zwei 

Kategorien eingeteilt. Kategorie B umfaßte die Industrieausrüstungen und andere 

Produktionsanlagen, Handels- und Binnenschiffe; Kategorie A alle übrigen Repa- 

rationsgüter, vor allem das private deutsche Auslandsvermögen. Die Vertragspartner 

erhielten feste Anteile in Prozenten der beiden Kategorien. In Art. 6 des Abkom- 
mens verpflichteten sich die Vertragspartner, das in ihrem Hoheitsbereich einbehaltene 


Ü 


deutsche Vermögen nicht wieder in deutsches Eigentum oder unter deutsche Kontrolle 
fallen zu lassen. Das „Rückerwerbsverbot“ hat spätere Ausgleichsverhandlungen jahr- 
zehntelang behindert. 


Besatzungsgesetze 


Das in Jalta und Potsdam in groben Zügen vereinbarte Programm wurde teils im direk- 
ten Zugriff der Besatzungsmächte in ihren Zonen, teils durch Besatzungsgesetzgebung 
umgesetzt. Da die interalliierten Verträge als solche nach dem völkerrechtlichen 
Grundsatz pacta tertiis nec nocent nec prosunt“ (Verträge schaden und nützen nicht 
Dritten) für Deutschland, deutsche Regierungen, Parlamente, Gerichte und Bürger 
nicht verbindlich sind, konnten die darin verabredeten Besatzungsziele nur auf diese 
Weise durchgeführt werden. Da keine deutsche Zentralregierung bestand und die Al- 
liierten die oberste Regierungsgewalt („supreme authority“) ausübten, hielten sie sich 
zur einseitig-zwangsweisen Durchführung ihrer Reparationspolitik für berechtigt. 
Reparationsrechtliche Besatzungsnormen in Gesetzesform ergingen vor allem zur Ent- 
eignung des deutschen Auslandsvermögens. Grundlegend war das für ganz Deutsch- 
land erlassene Kontrollratsgesetz Nr. 5 vom 30. Oktober 1945 und das Gesetz der Al- 
liierten Hohen Kommission Nr. 63 vom 31. August 1951 für den Bereich der Bundesre- 
publik Deutschland. 

Das Kontrollratsgesetz Nr. 5 übertrug alle Rechte, Ansprüche und finanziellen Anteile 
auf beziehungsweise an deutschen Auslandsvermögen auf eine Kommission des Kon- 
trollrats für deutsches Eigentum im Ausland. Da es sich aber nicht auf deutsches Aus- 
landsvermögen in Ländern bezog, die es bereits auf Grund nationaler Gesetzgebung 
beschlagnahmt hatte, betraf das Kontrollratsgesetz Nr. 5 speziell das deutsche Eigen- 
tum im neutralen Ausland. Es wurde in der Präambel als Maßnahme „zur Förderung 
des Weltfriedens und der allgemeinen Sicherheit durch Ausschaltung des deutschen 
Kriegspotentials“ begründet. 

Das gleiche Argument kehrt auch in den Washingtoner Abkommen mit Schweden vom 
18. Juli 1946, mit Portugal vom 21. Februar 1947 und mit Spanien vom 10. Mai 1948, 
den sogenannten „safe-haven-agreements“, wieder. Die genannten, im Zweiten Welt- 
krieg neutral gebliebenen Länder waren unter erpresserischen wirtschaftlichen Druck 
genötigt worden, sich in diesen Verträgen zur Übertragung deutschen Vermögens auf 
die Siegermächte zu verpflichten. Da ist die Rede von der Beseitigung eines den Frie- 
den bedrohenden Wirtschaftspotentials und der Gefahr einer erneuten deutschen Ag- 
gression. Die Schweiz lehnte die alliierte Begründung ab. Sie ließ sich nur auf eine 
Formel ein, die von einem Beitrag zur Befriedung und zum Wiederaufbau Europas 
sprach, führte aber die Enteignung durch. Das Kontrollratsgesetz Nr. 63 vom 31. Au- 
gust 1951 wurde nach Auflösung des Kontrollrats erlassen und sollte das Kontrollrats- 
gesetz Nr. 5 für den Bereich der Bundesrepublik ersetzen. Es bewirkte keine neue Ent- 
eignung, schnitt aber der Bundesregierung und den Eigentümern Einwendungen und 
Klagen gegen die alliierten Maßnahmen und gegen die neuen Berechtigten ab. Diese 
Regelung wurde 1952/54 im Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstande- 
ner Fragen (Überleitungsvertrag) festgeschrieben. 

Mit ihren Verfügungen über das private deutsche Auslandsvermögen setzten sich die 
vier Mächte über dıe einer Besatzungsmacht in der Haager Landkriegsordnung von 
1907 eingeräumten Befugnisse ebenso hinweg wie über den Grundsatz des traditionel- 
len Völkergewohnheitsrechts, daß feindliches Privateigentum nicht entschädigungslos 
entzogen werden darf. 
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Die Entziehung deutschen Eigentums in neutralen Ländern zu ihren eigenen Gunsten 
durch die Besatzungsmächte stellte in den Augen nicht nur deutscher Juristen einen 
Mißbrauch ihrer Stellung als angebliche Treuhänder der deutschen Staatsgewalt dar. 
Für die innere Lage des besetzten Deutschlands wirkten sich die Demontagen am 
schlimmsten aus. Parlamente, Parteien und Gewerkschaften protestierten lange ver- 
gebens. Auch amerikanische Publizisten, wie Freda Utley, warnten ihre Landsleute vor 
den wirtschaftlichen und politischen Folgen, vor der Belastung, die am Ende auf den 
amerikanischen Steuerzahler zukäme. Wenn auch die sowjetische Zone am härtesten 
betroffen wurde, wo sogar 6000 km Eisenbahnschienen abgebaut wurden, wurde auch 
in den Westzonen das Programm nur allmählich ermäßigt. Freda Utley prangerte die 
Widersprüchlichkeit einer Politik an, die 1948 gleichzeitig Wirtschaftsaufbau mit dem 
Marshallplan und Fortsetzung der Demontage betrieb, die sich in Berlin der russischen 
Blockade erwehren mußte, gleichzeitig aber der Sowjetunion getreulich ihren Anteil 
an demontierten westdeutschen Werken lieferte. 

Auch nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland behielten die westlichen Besat- 
zungsmächte, Drei Mächte genannt, sich Vollmachten auf gewissen Gebieten vor, um 
die Verwirklichung der grundlegenden Besatzungszwecke zu kontrollieren. Das ergab 
sich aus dem Besatzungsstatut vom 10. Aprıl 1949, das parallel zum Grundgesetz erlas- 
sen wurde. Reparationen gehörten zu den vorbehaltenen Kontrollrechten (Ziffer 2b), 
die über die Änderung des Besatzungsstatuts am 6. März 1951 hinaus bis zur Aufhe- 
bung des Besatzungsregimes am 5. Mai 1955 in Geltung blieben. 


Vertragliche Regelungen 


Zu einer ersten vertraglichen Regelung, die die Reparationen betraf, kam es mit dem 
Petersberg-Abkonımen vom 22. November 1949. Gegen gewisse Verpflichtungen der 
Bundesregierung (Beitritt zur internationalen Ruhrbehörde) erklärte sich die Alliierte 
Hohe Kommission bereit, den Demontageplan zu kürzen und dıe Demontage einer 
Anzahl namentlich angeführter Werke einzustellen. 

Entscheidende Erleichterungen auf dem Gebiet der Reparationen erreichte die Bun- 
desrepublik aber erst durch zwei große, mehrseitige Vertragswerke, die Anfang der 
fünfziger Jahre ausgehandelt wurden: das Londoner Schuldenabkommen vom 27. Fe- 
bruar 1953 (LSA) und der Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen vom 26. Mai 1952 in der Fassung vom 23. Oktober 1954, der sogenannte Über- 
leitungsvertrag. Beide Verträge enthalten einen Regelungsaufschub (Moratorium), 
wenn auch in verschiedener Vertragspartnerschaft. 


1. Das Londoner Schuldenabkommen (LSA) 


Das Londoner Schuldenabkommen, eines der kompliziertesten Vertragswerke der 
deutschen Nachkriegsgeschichte, ist eigentlich kein Reparationsvertrag, sondern ein 
Abkommen zur Regelung der Vorkriegsauslandsschulden. Es unterscheidet „zu re- 
gelnde Schulden“ (Art. 4) und „nicht unter das Abkommen fallende Forderungen“ 
(Art. 5). Zu regeln waren vertragliche und nichtvertragliche Geldverbindlichkeiten aus 
der Zeit vor dem 8. Mai 1945. Es handelte sich um privatrechtliche Schulden des Rei- 
ches, der Reichsbahn, Reichspost. der Länder und Gemeinden und anderer Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts sowie um private Auslandsschulden. Das LSA enthält 
vorformulierte Regelungen (vereinbarte Empfehlungen), die erst durch Parteiverein- 
barung rechtlich zustande kommen. 
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Unter reparationsrechtlichem Gesichtspunkt steht Art. 5 im Vordergrund, Abs. 2 lau- 
ter: 

„(2) Eine Prüfung der aus dem Zweiten Weltkrieg herrührenden Forderungen von 
Staaten, die sich mıt Deutschland im Kriegszustand befanden oder deren Gebiet von 
Deutschland besetzt war, und von Staatsangehörigen dieser Staaten gegen das Reich, 
im Auftrage des Reichs handelnde Stellen oder Personen, einschließlich der Kosten 
der deutschen Besatzung, der während der Besetzung auf Verrechnungskonten erwor- 
benen Guthaben sowie der Forderungen gegen die Reichskreditkassen, wird bis zu der 
endgültigen Regelung der Reparationsfrage zurückgestellt.“ 

Abs. 3 betrifft die Forderungen der im Zweiten Weltkrieg neutralen Staaten und ihrer 
Staatsangehörigen, die bis zur Regelung der Forderungen der ehemaligen Feindstaa- 
ten zurückgestellt werden, soweit sie nicht durch die oben erwähnten safe-haven-Ab- 
kommen erledigt sind. 


2. Die Erblast des Ersten Weltkrieges 


Der deutschen Öffentlichkeit ist weithin unbekannt, daß die Bundesrepublik noch an 
der Reparationslast des Ersten Weltkrieges zu tragen hatte. Zwar wurde die Prüfung 
der „aus dem Ersten Weltkrieg herrührenden Regierungsforderungen gegen Deutsch- 
land... .. bis zu einer endgültigen allgemeinen Regelung dieser Angelegenheit zurück- 
gestellt“ (LSA Art. 5, Abs. 1). 

Wiederaufgenommen werden mußten aber die Annuitäten der Dawes- und Young-An- 
leihen von 1924 und 1930, die das Deutsche Reich hatte aufnehmen müssen, um die 
durch den Versailler Vertrag und die Dawes- und Young-Zahlungspläne auferlegten Re- 
parationen zahlen zu Können. Man sprach daher von einer Kommerzialisierung der 
Reparationsschuld. Der 1979/80 vor dem Schiedsgerichtshof nach dem Londoner 
Schuldenabkommen mit Sitz in Koblenz ausgetragene sogenannte Young-Prozeß hat 
diese finanzielle Nachwirkung des Versailler Vertrages wieder aktualisiert. Der Prozeß 
entstand aus einem Streit über die Währungssicherungsklausel der Anlage I, Abschnitt 
A, des LSA zugunsten der Young-Anleihe, die eine Neuberechnung der fälligen Raten 
im Falle einer Wechselkursänderung vorsieht. Nach den Aufwertungen der DM von 
1961 und 1969 verlangten die Regierungen Belgiens, Frankreichs, Großbritanniens, 
der Schweiz und der USA Nachzahlungen, die sich auf rund 500 Millionen DM belau- 
fen sollten. Nach vergeblichen Verhandlungen erhoben sie Klage, wurden aber von 
dem international zusammengesetzten Gericht abgewiesen. 

Eine Entschädigung leisten mußte die Bundesrepublik dagegen an Griechenland für 
im Ersten Weltkrieg erlittene Neutralitätsschäden, das heißt Schiffsverluste und Bom- 
benschäden durch deutsche Streitkräfte. Eine Regelung der griechischen Forderungen 
war im LSA als Verhandlungsauftrag („pactum de negotiando“) an die beiden Staaten 
vorgesehen. Die Verhandlungen endeten mit dem Vertrag vom 13. Juni 1974, auf 
Grund dessen Griechenland von der Bundesrepublik 47 Millionen DM erhielt. 


3. Der Überleitungsvertrag 


Der Überleitungsvertrag von 1952/54 bestimmte in Teil VI, Art. 1: „Die Frage der Re- 
parationen wird durch den Friedensvertrag zwischen Deutschland und seinen ehema- 
ligen Gegnern oder vorher durch diese Frage betreffende Abkommen geregelt werden. 
Die drei Mächte verpflichten sich, zu keiner Zeit Forderungen auf Reparationen aus 
der laufenden Produktion der Bundesrepublik geltend zu machen.“ Der Hauptinhalt 
des Vertrages besteht jedoch in der Festschreibung gewisser besatzungspolitischer 
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Maßnahmen. Im „Reparationen“ („reparation, r&parations“) überschriebenen sech- 
sten Teil werden der Rechtsweg und diplomatische Einwendungen gegen Konfiskatio- 
nen deutschen Eigentums ausgeschlossen. Art. 3, Abs. 1 lautet: „Die Bundesrepublik 
wird in Zukunft keine Einwendungen gegen die Maßnahmen erheben, die gegen das 
deutsche Auslands- oder sonstige Vermögen durchgeführt worden sind oder werden 
sollten, das beschlagnahmt worden ist für Zwecke der Reparation oder Restitution 
oder auf Grund des Kriegszustandes oder auf Grund von Abkommen, die die drei 
Mächte mit anderen alliierten Staaten oder ehemaligen Bundesgenossen Deutschlands 
geschlossen haben oder schließen werden.“ Die Verantwortung für die Entschädigung 
der früheren Eigentümer wurde der Bundesrepublik aufgebürdet. Art. 5: „Die Bun- 
desrepublik wird Vorsorge treffen (‚shall ensure‘, ‚veillera a ce que‘), daß die früheren 
Eigentümer der Werte, die auf Grund der in Art. 2 und 3 dieses Teiles bezeichneten 
Maßnahmen beschlagnahmt worden sind, entschädigt werden.“ 

Um diese Bestimmungen wurden von 1952 bis 1954 und bis 1976 heftige parlamenta- 
risch, gerichtliche und publizistische Kämpfe, begleitet von einem wahren Gutachten- 
krieg, ausgefochten. Sie gehören zu denjenigen Bestimmungen der Bonner/Pariser Ver- 
träge, denen Verstoß gegen das Grundgesetz vorgeworfen wurde, ein Vorwurf, der 
schließlich durch eine Grundgesetzänderung (Art. 79, Abs. 1 Satz 2 und Art. 142a) 
ausgeräumt werden mußte. 


4. Verhandlungen über deutsches Auslandsvermögen 


Art. 4 des sechsten Teils des Überleitungsvertrages eröffnete der Bundesregierung be- 
schränkte Verhandlungsmöglichkeiten, Reste des verlorenen Auslandsvermögens zu- 

rückzugewinnen. Erlaubt waren einmal Verhandlungen mit ehemaligen Kriegsgeg- 
nern, die nicht Mitglieder der Interalliierten Reparationsagentur waren, über deutsche 

Auslandswerte, die noch nicht übertragen oder liquidiert worden waren oder über de- 
ren Liquidationserlöse noch nicht verfügt worden war (Abs. 1). Vereinbarungen mit 

JARA-Staaten waren über gewisse aufgezählte Vermögenswerte zulässig; solche, die 

diese nach dem ITARA-Abkommen freigeben konnten, ferner auf Reichsmark lau- 
tende in Deutschland ausgegebene Wertpapiere, Ruhegehälter und Renten (Art. 4, 
Abs. 2). Die auf Grund der sogenannten safe-haven-Abkommen mit den drei Mächten 

durchgeführten Konfiskationen in Portugal, Spanien, Schweden und der Schweiz durf- 
ten als solche nicht angefochten werden. Der Überleitungsvertrag erlaubte aber Ver- 
einbarungen mit diesen Staaten „in implementation“ (in Ausführung) über Art und 

Umfang der den früheren deutschen Eigentümern zu zahlenden Entschädigung 
(Art. 4, Abs. 3). Über andere die deutschen Auslandswerte betreffende Fragen durfte 

die Bundesregierung nach Mitteilung an die Drei Mächte mit jedem Land Vereinbarun- 
gen schließen, es sei denn, daß die Drei Mächte dem ausdrücklich widersprechen. 

In der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amtes bestand 1953 bis 1963 ein besonderes Re- 
ferat „deutsches Auslandsvermögen“, das für diese Verhandlungen bestimmt war und da- 
nach im Referat „Kriegsfolgen“ aufging. Oft wurde dem deutschen Begehren das Rück- 
erwerbsverbot des IJARA-Abkommens entgegengehalten, das im Artikel 6 enthalten ist, 
wonach: „Each signatory Government shall under such procedures as it may choose, 
hold or dispose of German enemy assets within its jurisdiction in manners designed to 
preclude their return to German ownership or control ... .“ (Jede der unterzeichnenden 
Mächte soll wahlweise innerhalb ihrer Rechtsprechung die deutschen Feindvermögen 
halten oder darüber in der Art und Weise verfügen, daß ausgeschlossen ist, daß sie wie- 
der in deutschen Besitz oder unter deutsche Kontrolle zurückkehren ...) 
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Dennoch gelangen der Bundesregierung schon ab 1952 eine Reihe von vertraglichen 
Regelungen nicht nur mit den erwähnten ehemaligen Neutralen, sondern auch mit 
ehemaligen Feindstaaten oder ihren — aus der Entkolonisierung hervorgegangenen - 
Rechtsnachfolgern. Für die ehemaligen deutschen privaten Eigentümer konnte aller- 
dings nur eine Teilentschädigung erlangt werden, weil die Vertragspartner mit Kriegs- 
schäden ihrer Staatsangehörigen aufrechneten, deren Ansprüche nach den internatio- 
nalen Abkommen aus den deutschen Werten zu befriedigen waren, und einen Anteil 
an die Alliierten abzuführen hatten. Von einigen deutschen Geschädigten gegen diese 
Regelungen angestrengte Rechtsverfahren bis in die höchsten Instanzen — Bundesge- 
richtshof und Bundesverfassungsgericht — blieben ohne Erfolg. 

Mehrere Staaten, wie die Türkei und die Nationen Lateinamerikas, hatten dem Druck 
der Siegermächte nur widerwillig nachgegeben und waren relativ früh bereit, Beschlag- 
nahmen aufzuheben und Liquidationserlöse teilweise zurückzuerstatten. Kulturvermö- 
gen wie Schulen, Kirchen, archäologische Institute wurden dabei bevorzugt freigege- 
ben. Der Vermögensvertrag mit der Schweiz, der schon Mitte 1958 abgewickelt war, 
bildete eine Art Modell: Die Bundesregierung zahlte 125,5 Millionen sfr. durch Schwei- 
zer Vermittlung an die Drei Mächte, die dafür auf alle Rechte aus dem Washingtoner 
Abkommen mit der Schweiz von 1946 verzichteten. Die Eigentümer hatten einen Ab- 
lösungsbetrag in Höhe eines Dnrittels ıhres Vermögens beizusteuern, Kleinvermögen 
bis zu 10000 sfr. wurden freigestellt. Mit Schweden, Portugal und Spanien wurden ähn- 
liche Verträge ausgehandelt. 

Von den Entwicklungsländern, die während des Zweiten Weltkrieges Kolonien einer 
Sıegermacht waren und von dieser beschlagnahmtes deutsches Vermögen „geerbt“ hat- 
ten, war dies in den meisten Fällen nicht wiederzuerlangen - so leidenschaftlich sie 
auch sonst sich von der Politik der „Kolonialisten“ absetzten. Jedoch zahlte Äthiopien 
auf Grund eines Vertrages vom 21. April 1964 1,272 Millionen DM zur Entschädigung 
deutscher Eigentümer. Auch Malaysia (1965) und Kolumbien (1962/64) erstatteten 
deutsche Vermögenswerte zurück. 

Ein Junktim zwischen der Rückerstattung deutschen Vermögens und Entwicklungs- 
hilfe wurde von der damaligen Bundesregierung vernünftigerweise vermieden. 


Reparationen und Wiedergutmachung 


Wiedergutmachung ist, wie schon eingangs bemerkt wurde, das deutsche Wort für 
Reparatıon. In der westdeutschen Nachkriegsgesetzgebung hat es aber den speziellen 
Sinn der Entschädigung der „Opfer und Verfolgten des Nationalsozialismus“ erhalten. 
Die ersten und grundlegeden Vorschriften dazu wurden von den westlichen Besat- 
zungsmächten erlassen, denn Widergutmachung für Personenschäden und Rückerstat- 
tung entzogener Sachwerte gehörten zu den Zielen und Zwecken der Besatzungs- 
politik. 

Rechtssystematisch unterscheidet sich die „Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts“ von den Reparationen durch Rechtsgrundlage und Rechtsnatur der Ansprü- 
che. Wiedergutmachung ist Entschädigung und Rückerstattung auf Grund deutscher 
oder besatzungsrechtlicher Gesetze, die individuelle Ansprüche an natürliche und juri- 
stische Personen gewähren. Ihr historischer Hintergrund ist die rassenpolitische Politik 
des Nationalsozialismus, nicht kriegsbedingte völkerrechtswidrige Kampfmaßnahmen. 
Forderungen ehemaliger Feindstaaten wegen nationalsozialistischer Verfolgungsmaß- 
nahmen auf ihrem von deutschen Truppen besetzten Gebiet gegen Bürger und Ein- 
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wohner dieser Länder sind nach allgemeinem Völkerrecht Reparationsforderungen 
und als solche durch das Moratorium des LSA aufgeschoben. Tatsächlich hat die Bun- 
desregierung aber wiederholt hohe Beträge an solcher Entschädigung an fremde Staa- 
ten gezahlt. Das LSA bot in seiner Anlage VIII eine gewisse Handhabe dazu, indem 
dort Art. 5, Abs 2 so ausgelegt wurde, daß dadurch keine Rechte beeinträchtigt wür- 
den, die auf Rechtsvorschriften oder Abkommen beruhten, die vor Unterzeichnung 
des LSA für die Bundesrepublik galten. Anlage VIII wurde als generelle Ausnahme 
zugunsten der Wiedergutmachung für NS-Verfolgte interpretiert. 

Als erster Staat erhielt Israel eine kollektive Wiedergutmachung, obwohl dieser Staat 
bis 1946 noch nicht existierte. Auf Grund des Haager Abkommens vom 10. September 
1952 wurden Israel 3,0 Milliarden DM in Form von Sachleistungen zugesagt. Die Con- 
ference on Jewish Material Claims against Germany erhielt gleichzeitig zusätzlich 450 
Millionen DM. Die Leistungen wurden als Entschädigung für die Kosten der Auf- 
nahme und Eingliederung verfolgter Juden qualifiziert. Dieser Komplex wird später 
besonders beschrieben. 

Als nächster Staat wurde Jugoslawien durch Abkommen vom 16. Oktober 1956 kollek- 
tiv entschädigt: Das Tito-Regime erhielt 300 Millionen DM. davon 240 Millionen DM 
als Wirtschaftshilfe-Kredit für 99 Jahre und 60 Millionen zur Abgeltung verschiedener 
individueller Kriegsschadensansprüche. Zwischen 1959 und 1964 schloß die Bundesre- 
gierung mit elf westlichen Staaten und Österreich Wiedergutmachungspauschalabkom- 
men, deren Gesamtkosten sich auf fast I Milliarde DM beliefen. Die Empfängerregie- 
rungen sollten die jeweiligen Summen unter solche in ihrem Hoheitsbereich ansässige 
ehemalige Verfolgte verteilen, die nach der bundesdeutschen Wiedergutmachungsge- 
setzgebung mangels Erfüllung der Wohnsitzvoraussetzungen und der Fristen nicht an- 
tragsberechtigt waren. 

Im einzelnen sind die Abkommen weiter unten aufgeführt. 

In diesen Zusammenhang gehören auch die Abkommen über die Entschädigung von 
Opfern medizinischer Menschenversuche, die in Konzentrationslagern angestellt wor- 
den waren. Das Bundeskabinett hatte am 26. Juli 1951 beschlossen, für eine solche 
Wiedergutmachung Vorsorge zu treffen, und einen interministeriellen Ausschuß einge- 
setzt, der über entsprechende Anträge entschied. Anfänglich waren nur solche Geschä- 
digte antragsberechtigt, die in der Bundesrepublik oder einem Staat lebten. mit dem 
diese diplomatische Beziehungen unterhält. Durch eine Vereinbarung mit dem Interna- 
tionalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) in Genf. das eine neutrale Kommission 
mit quasi-richterlicher Unabhängigkeit zur Bescheidung der Anträge einsetzte, wurde 
die Entschädigungsmöglichkeit 1960 auf Personen mit Wohnsitz ın Ländern ausge- 
dehnt, mit denen die Bundesrepublik keine diplomatischen Beziehungen unterhält. 
Zur Beschleunigung und Vereinfachung des Verfahrens sind dann zwischen 1965 und 
1972 mit vier osteuropäischen Staaten Pauschalabkommen geschlossen worden, nach 
denen diese von der Bundesrepublik Globalbeträge zur Verteilung an ihre durch 
pseudo-medizinische Menschenversuche geschädigten Staatsbürger erhielten, wofür 
sie die Bundesrepublik von weiteren Forderungen freistellten. Auf Grund solcher Ver- 


einbarungen erhielten: 
Jugoslawien 8,00 Millionen DM 


CSSR 7,50 Millionen DM 
Ungarn 6,25 Millionen DM 
Polen 100,00 Millionen DM 


Einschließlich der in den Einzelverfahren zuerkannten Entschädigungsbeträge hat die 
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Bundesrepublik von 1951 bis 1972 für Opfer medizinischer Menschenversuche insge- 
samt rund 175 Millionen DM gezahlt. 

Keine Wiedergutmachung von „typischen“ nationalsozialistischen Unrecht, sondern 
eine typische Reparationsregelung betrafen die Forderungen, welche von den Interes- 
senverbänden der sogenannten Zwangsrekrutierten in Frankreich, Belgien und Lu- 
xemburg erhoben wurden, deren Mitglieder während des Zweiten Weltkrieges als 
Staatsangehörige besetzter Länder angeblich oder tatsächlich zwangsweise zur deut- 
schen Wehrmacht eingezogen worden waren. Da es sich um eine Verletzung des Kriegs- 
völkerrechts handelte, lagen Reparationsforderungen vor; die Betroffenen, auch Hin- 
terbliebene von Gefallenen, wurden aber von ihren Verbänden als Opfer einer NS-Ver- 
folgung hingestellt. Die Bundesregierung ließ sich zwar auf diese Begründung nicht 
ein, gewährte aber doch an Belgien und an Luxemburg, später auch an Frankreich 
Entschädigungszahlungen unter anderem Namen. Luxemburg erhielt im Vertrag vom 
11. Juli 1959 einen Betrag von 21,3 Millionen DM pauschalierter Kriegsopferentschädi- 
gung auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes, eine Regelung, die von dem Interes- 
senverband empört als nach Grund und Höhe unzulänglich bemängelt wurde. Er 
verlangte Wiedergutmachung wie für verfolgte Juden. Zur Kriegsopferversorgung Bel- 
giens wurden durch Verträge vom 21. September 1962 und vom 5. Dezember 1973 ins- 
gesamt 43,5 Millionen DM beigesteuert. 

Die französischen Forderungen, welche die französische Regierung aus innenpoliti- 
schen Gründen (Rivalität der Rösistance) erst in den siebziger Jahren diplomatisch vor- 
gebracht hatte, wurden nach einer Absprache des Bundeskanzlers Schmidt mit Präsi- 
dent Giscard d’Estaing vom September 1978 als „Leistungen im Interesse der deutsch- 
französischen Verständigung“ mit 250 Millionen DM pauschal befriedigt. Um den 
Anschein der Reparationszahlung zu vermeiden, gründete man eine Stiftung französi- 
schen Rechts als Empfänger und Verteiler. Um den Widerstand des Bundestages zu 
überwinden, gab Frankreich seine Zustimmung zu einer deutscherseits lang ersehnten 
Korrektur der Pfälzer Grenze durch Wiederherstellung der deutschen Gebietshoheit 
über den Mundatwald. 


Staat Datum des Veröffentlichung Betrag 
Vertragsabschlusses BGBL Il in Mio. DM 

Luxemburg 11. 7.1959 1960 Seite 2077 24 
Norwegen 7. 8.1959 1960 Seite 1336 60 
Dänemark 24. 8.1959 1960 Seite 1333 16 
Griechenland 18. 3.1959 1961 Seite 1596 115 
Niederlande 8. 4.1960 1963 Seite 629 125 
Frankreich 15. 7.1960 1961 Seite 1029 400 
Belgien 28. 9.1960 1961 Seite 1037 80 
Italien 2. 6.1961 1963 Seite 791 40 
Schweiz 29, 6.1961 1963 Seite 155 10 
Österreich 27.11.1961 1962 Seite 1041 95 
Großbritannien 9. 6.1964 1964 Seite 1032 11 
Schweden 3. 3.1964 1964 Seite 1402 l 

974 


Die vorstehende Liste bedarf einer Ergänzung hinsichtlich der 1960 getroffenen Ver- 
einbarungen. In der Heiligen Nacht 1959 hatten zwei junge Männer an die Synagoge 
in Köln Hakenkreuze gemalt und „Juden raus“ geschrieben. Eine ungeheure Welle 
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der Empörung nahm ihren weltweiten Anfang. Behauptet wurde, daß es die Deutsche 
Reichspartei (DRP) gewesen sei, die die beiden Täter angestiftet habe und politisch 
verantwortlich sei. Anfang Januar 1960 kam der Direktor des Jüdischen Weltkongres- 
ses Easterman nach Bonn und verlangte von der Bundesregierung konkrete Maßnah- 
men. Die DRP müsse verboten werden, die Behörden müßten endlich von alten Nazis 
gesäubert werden und die Wiedergutmachung von NS-Unrecht müsse vorangetrieben 
werden. Konkrete Hinweise auf eine Anstifterschaft der Tat aus dem Osten wurden 
als lächerliche Schutzbehauptungen abgetan. 

1974 erschien das Buch „KGB“ aus der Feder des Amerikaners John Barron, einem 
Spezialisten für die östlichen Geheimdienste. Gestützt auf die Aussagen eines in den 
Westen geflüchteten tschechischen KGB-Generals stellte Barron fest, daß die Tat von 
Köln langfristig in Moskau ausgeheckt worden war, man sogar in der Nähe von Mos- 
kau im Dezember 1959 einen Probelauf durch die Schändung eines jüdischen Friedho- 
fes bei Moskau veranstaltet habe. Auch der wenige Wochen zuvor durchgeführte töd- 
liche Bombenanschlag auf den Präfekten in Straßburg, der „rechtsradikalen Kreisen“ 
angelastet wurde, ging auf die gleiche Planung in Moskau zurück. 

1990 erschien dann, ebenfalls unter demTTitel „KGB“ das Buch von Oleg Gordiewsky, 
einem hochrangigen KGB- und Spionagefachmann, der sich nach England abgesetzt 
hatte. Gordiewsky bestätigt und ergänzt alle Tatbestände, die John Barron schon sech- 
zehn Jahre zuvor veröffentlicht hatte. Beide Bücher hatten natürlich in Deutschland 
keinerlei Echo. 

Der Vorgang wurde hier nur deshalb rekapituliert, um die Wiedergutmachungsforde- 
rungen von 1960 und danach zu kommentieren. 


Ost-Wiedergutmachung 


Was die Frage der Reparationen an die Ostblockstaaten betrifft, ist die Rechtslage seit 
langem klar. Die UdSSR und Polen waren im Potsdamer Abkommen auf die sowjeti- 
sche Besatzungszone und das in ihrem Machtbereich gelegene deutsche Vermögen ver- 
wiesen worden. Die CSSR wurde gemäß IARA-Abkommen aus der Westmasse mitbe- 
friedigt. In einem Protokoll-Abkommen mit der „DDR“ vom 22. August 1953 (in 
Kraft 1. Januar 1954), einer Parallel-Maßnahme zum Londoner Schuldenabkommen, 
hat die UdSSR mit Wirkung auch für Polen auf weitere Reparationen verzichtet, die 
Regelung also nicht nur aufgeschoben wie das LSA. Die Sowjetunion erklärte, „daß 
Deutschland von der Zahlung staatlicher Nachkriegsschulden an die Sowjet-Union frei 
ist“. In deren Beratungen über die Ostverträge 1970, besonders in Warschau, wurde 
von der Gegenseite bestätigt, daß dieser Verzicht auch für die Bundesrepublik gemeint 
ist. In dem sowjetrussischen Entwurf eines Friedensvertrages mit Deutschland vom 
10. Januar 1959 wird die Reparationsfrage „als vollständig geregelt“ erklärt und ein 
Verzicht der ehemaligen Kriegsgegner „auf alle Ansprüche an Deutschland hinsicht- 
lich der weiteren Zahlung von Reparationen“ ausgesprochen. Diejenigen Ostblock- 
staaten, die im Zweiten Weltkrieg mit Deutschland verbündet waren (Bulgarien, Ru- 
mänien, Ungarn), haben sich in ihren Friedensverträgen (FV) vom 10. Februar 1947 
im eigenen Namen und im Namen ihrer Staatsangehörigen „aller Ansprüche gegen 
Deutschland und deutsche Staatsangehörige“ begeben, „die am 8. Mai 1945 ausstan- 
den, ausgenommen diejenigen, die vor dem 1. September 1939 eingegangen bzw. er- 
worben worden sind“. Da nach Art. 5 Abs. 4 des LSA Forderungen dieser Staaten oder 
ihrer Staatsangehörigen gegen Deutschland oder deutsche Staatsangehörige aus der 
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Zeit zwischen dem 1. September 1939 und dem 8. Mai 1945 nach den Bestimmungen 
dieser sogenannten Satelliten-Friedensverträge behandelt werden, gilt deren Verzicht 
auch für die Bundesrepublik Deutschland. 

Eine grundsätzliche Vertragsregelung zwischen der Bundesrepublik und einem Ost- 
blockstaat gibt es nicht. Im Vertrag mit der CSSR vom 11. Dezember 1973 heißt es 
lediglich in Art. 2 Abs. 3: „Dieser Vertrag bildet mit seinen Erklärungen über das Mün- 
chener Abkommen keine Rechtsgrundlage für materielle Ansprüche der Tschechoslo- 
wakischen Sozialisten Republik und ihrer natürlichen und juristischen Personen.“ 
Wenn OÖstblockstaaten trotz der nach deutscher Auffassung eindeutigen Rechtslage 
Entschädigungsforderungen in Höhe von über hundert Milliarden DM erhoben ha- 
ben, so deshalb, weil sıe glauben, sich die Unterscheidung zwischen Reparationen und 
Wiedergutmachung zunutze machen zu Können, indem sie individuelle Ansprüche für 
KZ-Haft, Deportation, Zwangsarbeit, Tötung usw. geltend machen, für die der oben 
angeführte Reparationsverzicht nicht gelte. 

In ihrer dem Prager Parlament vorgelegten Begründung zum Vertrag mit der Bundes- 
republik vom 11. Dezember 1973 erklärte die Regierung der CSSR, ihre Reparations- 
und Wiedergutmachungsansprüche, die sie mit 315 Milliarden tschechischer Kronen 
bezifferte, blieben von dem Vertrag unberührt. 

Die bis ın die jüngste Zeit wiederholten Ansprüche Polens wurden zwar unter dem 
Titel Reparation oder Wiedergutmachung nicht erfüllt, ebensowenig wie ähnliche For- 
derungen Jugoslawiens und Rumäniens. Doch erhielt Polen 1975 1,3 Milliarden DM 
Abgeltung pauschalierter Rentenansprüche, dazu noch einen Kredit von 1 Milliarde 
DM zu Vorzugsbedingungen. Der Finanzkredit war in drei Jahresraten (1975, 1976 und 
1977) zu 2,5 % Zinsen zu zahlen. Er ist nach fünf tilgungsfreien Jahren in den folgen- 
den zwanzig Jahren in gleichmäßigen Jahresraten zurückzuzahlen. Unmittelbarer Kre- 
ditgeber war ein Kreditinstitut. Die Differenz zwischen den von Polen geforderten Zin- 
sen und den Zinssätzen auf dem Kapitalmarkt in Höhe einiger hundert Millionen DM 
ging zu Lasten des Bundeshaushalts. 

Die „Gegenleistung“ Polens bestand in dem in einem Protokoll vom 9. Oktober 1975 
gegebenen Versprechen, 120000 bis 125000 Volksdeutsche, die nach deutscher Auffas- 
sung deutsche Staatsangehörige sind, ın die Bundesrepublik ausreisen zu lassen. Hier- 
auf hatten besonders energisch die CDU/CSU-Opposition und die Vertriebenenver- 
bände bestanden. Es ıst eine bittere Ironie der Weltgeschichte, daß auf diese Weise die 
1945 mit der Vertreibung begonnene Entdeutschung Osteuropas mit einer für rund 
zwei Milliarden DM erkauften freiwilligen Umsiedlung fortgesetzt wurde. Dieser Per- 
spektive waren sich anscheinend auch jene bundesdeutschen Politiker nicht bewußt, 
die sich in humanitärem Bestreben für die Aussiedlung einsetzten, obwohl sie an der 
These festhalten, das von Polen annektierte deutsche Land sei noch deutsches Staats- 
gebiet, das dortige Privatvermögen deutsches Eigentum geblieben. 

Wenn es sich bei dem Polenvertrag von 1975 auch um „indirekte Wiedergutmachung“ 
handelt, bleiben neben den rechtlichen Bedenken aus dem LSA doch vor allem zwei 
politische Einwände zu erheben: 1. Die Leistungen waren Beiträge zur Stabilisierung 
eines der Mehrheit der Polen verhaßten, Deutschland feindlich gesinnten Regimes. 
2. Sie wurden gewährt, ohne deutsche Gegenansprüche aus Annexion und Vertrei- 
bung auch nur zu erwähnen. Mit Recht warf damals ein Redakteur der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung“ den führenden Bonner Politikern vor, nicht in die Debatte 
eingebracht zu haben, „daß Polen ein Drittel des früheren deutschen Staatsgebietes 
mitsamt Städten, Fabriken, Häfen und Kunstschätzen an sich genommen und einige 
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Jahre lang Millionen dort gebliebener Deutscher als billige Arbeitskräfte benutzt 
Halle..." 

Der Gedanke, daß Gebietsgewinne und -verluste auch auf einem Reparationskonto 
zu Buche schlagen, war den Politikern der Siegermächte keineswegs fremd. Der Mor- 
genthau-Plan sah auch Reparationen vor „durch die Übertragung deutscher Gebiets- 
teile und darin gelegenen deutschen Eigentums industrieller Art an die während des 
Krieges von Deutschland besetzten Länder und internationale Organisationen nach 
einem vorher aufzustellenden Verteilungsplan“. In den polnisch-russischen Beziehun- 
gen wurde der Wert von Territorien sogar in Dollar beziffert. Wie eine Darstellung des 
polnischen HistorikersW.T. Kowalski zu entnehmen ist, kam diese Frage anläßlich der 
Unterzeichnung des polnisch-sowjetischen Grenzvertrages vom 16. April 1945 zur 
Sprache, als Molotow den wirtschaftlichen Wert der von der UdSSR annektierten Ge- 
biete Ostpolens mit dem der von Deutschland abgetrennten polnischen Westgebiete 
verglich. Die polnischen Ostgebiete wurden mit 3,5 Milliarden Dollar bewertet, die 
deutschen Ostgebiete mit 9,5 Milliarden Dollar. Zum Ausgleich des Saldos zugunsten 
Polens von rund 6,0 Milliarden Dollar lieferte Polen der UdSSR bis 1953 Kohle, die 
zum Teil von deutschen Kriegsgefangenen gebrochen wurde. Die deutschen Ostge- 
biete wurden also gegen die polnischen Ostgebiete verrechnet. Im Protokoll vom 
5. März 1947 wurden diese Kohlelieferungen ausdrücklich als Kompensation für deut- 
sche Aktiva auf dem Gebiet Polens bezeichnet. Die UdSSR, die Polen mit deutschem 
Boden für die polnischen Ostgebiete entschädigt hatte, ließ sich den Saldo mit schlesi- 
scher Kohle ausgleichen. 

Indirekte Wiedergutmachung als Lösung des Dilemmas - keine Reparationen, aber 
doch Beitrag zur Aussöhnung - war schon 1950 und dann wieder 1973 Jugoslawien zu- 
gestanden worden, ebenfalls ohne der Vertreibungsschäden zu gedenken. Weil das 
Prinzip der Regelung während einesTreffens des Bundeskanzlers Brandt mit Staatsprä- 
sıident Tıto auf der Adria-Insel Brioni gefunden worden war, sprach man von der 
„Brioni-Formel“. Eine jugoslawische Wiedergutmachungsforderung von 1969 über 
zwei Milliarden DM für 950000 Geschädigte wurden abgelehnt, dafür aber Jugosla- 
wien eine Kapitalhilfe als Kredit in Höhe von einer Milliarde DM zu niedrigem Zins- 
satz (2,5 %) für 30 Jahre bei acht bis zehn tilgungsfreien Jahren eingeräumt. Es kenn- 
zeichnet die jugoslawische Haltung, daß bei der Berechnung der Ansprüche auch Scha- 
denshandlungen und Verbrechen einbezogen worden waren, die während des kroati- 
schen Ustascha-Regimes von Kroaten an Serben begangen worden waren. Nach dem 
Zerfall Jugoslawiens können diese „Kredite“ nur noch ausgebucht werden. 


Die Reparationsfrage in der Innenpolitik 


In Versailles kamen die Sieger auf die Idee, daß sich Reparationen aller Art um so 
leichter einfordern lassen würden, wenn man der Forderung eine politisch-moralische 
Schuld gegenüberstelle. In dem mit dem Wort „Strafbestimmungen“ überschriebenen 
Teil VII des Diktates heißt es in Artikel 227: 

„Die alliierten und assoziierten Mächte stellen Wilhelm II. von Hohenzollern, ehe- 
maligen deutschen Kaiser, unter öffentliche Anklage wegen schwerster Verletzung der 
internationlen Moral und der Heiligkeit der Verträge. 

Die alliierten und assoziierten Mächte werden an die niederländische Regierung ein 
Ersuchen richten, ihnen den ehemaligen Kaiser zum Zweck seiner Aburteilung auszu- 
liefern. 
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Die Vollstreckung dieser Strafbestimmung scheiterte, weil sich die holländische Köni- 
gin Wilhelmina trotz fortgesetzten massiven Druckes standhaft weigerte, Wilhelm II. 
an seine selbsternannten Richter auszuliefern. 

Der dann folgende Teil VIII des Diktates unter der Überschrift „Wiedergutmachun- 
gen“ wird mit dem Artikel 231, dem berüchtigten Kriegsschuldartikel, eingeleitet. 
„Die alliierten und assoziierten Regierungen erklären und Deutschland erkennt an, 
daß Deutschland und seine Verbündeten als Urheber aller Verluste und aller Schäden 
verantwortlich sind, welche die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Ange- 
hörigen infolge des ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten auf- 
gezwungenen Krieges erlitten haben.“ 

Der Artikel 233 legt das geplante Verfahren fest. 

„Die Höhe der erwähnten Schäden, deren Wiedergutmachung von Deutschland ge- 
schuldet wird, wird von einer interalliierten Kommission festgestellt werden. Die Kom- 
mission erhält die Bezeichnung Wiedergutmachungskommission. Ihre Einrichtung und 
ihre Machtbefugnisse ergeben sich aus den nachstehenden Bestimmungen und aus den 
Anlagen II bıs VI.“ 

Auch Kleinigkeiten wurden nicht vergessen. Entsprechend lautet der Artikel 246: 
„Innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages 
muß Deutschland Seiner Majestät dem König des Hedschas den Original-Koran zu- 
rückerstatten, der dem Kalifen Osman gehört hatte und von den türkischen Behörden 
aus Medina entfernt wurde, um ihn dem früheren deutschen Kaiser Wilhelm UI. zu 
überreichen. 

Der Schädel des Sultans Makaua, der aus Deutsch-Ostafrika weggenommen und nach 
Deutschland gebracht worden ist, wird innerhalb des gleichen Zeitraums von Deutsch- 
land der britischen Regierung übergeben.“ 

Die Haltung der deutschen Parteien in der Reparationspolitik nach dem Zweiten Welt- 
krieg unterscheidet sich nicht unerheblich von der ihrer Vorläufer in der Zwischen- 
kriegszeit. Nach dem Ersten Weltkrieg waren alle Parteien von der KPD über die SPD, 
Zentrum, Demokraten, Deutschnationale bıs zur NSDAP, wenn auch in verschiedener 
Intensität und gegensätzlicher Strategie, einig in der Bemühung, die erdrückenden, ge- 
waltigen, anfangs unbegrenzten Reparationsforderungen der Sieger abzuwehren oder 
wenigstens zu beschränken. Deren moralische Berechtigung im Sinne der Kriegs- 
schuldthese des Art. 231 des Friedensvertrages von Versailles wurde von keiner Partei 
anerkannt, der Vorwurf der Kriegsschuld fast allgemein abgewiesen. „Die Stimmung 
in Deutschland war nach dem Bekanntwerden der Pariser Reparationsforderungen 
(1921) einhellig und grenzenlos empört.“ (Hagen Schulze) 

Lenin sagte bei dem Il. Kongreß der Kommunistischen Internationale am 19. Juni 1920 
ın Moskau: 

„Wir sehen die Rückkehr zu einer kolonialen und militärischen Unterjochung, die 
noch schlimmer ist als früher. Der Versailler Vertrag hat für Deutschland und eine 
ganze Reihe anderer besiegter Länder Verhältnisse geschaffen, unter denen eine wirt- 
schaftliche Existenz materiell unmöglich ist, Verhältnisse völliger Erniedrigung und 
Rechtlosigkeit.“ 

Zehn Jahre später sagte Thomas Mann 1930 in einem Vortrag in Berlin: 
„DerVersailler Vertrag war ein Instrument, dessen Absichten dahin gingen, die Lebens- 
kraft eines europäischen Hauptvolkes auf die Dauer der Geschichte niederzuhalten, 
und dieses Instrument als die Magna Charta Europas zu betrachten, auf der alle histo- 
rische Zukunft sich aufbauen müsse, war ein Gedanke, der dem Leben und der Natur 
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zuwiderlief und der schon heute in aller Welt kaum noch zum Schein Anhänger be- 
sitzt.“ 

Der Streit um die Erfüllungspolitik der Weimarer Koalition (SPD-Zentrum-Demokraten) 
war ein Streit um die richtige Methode: Widerstand mit dem Risiko verlängerter Besat- 
zung deutschen Gebietes und wirtschaftlicher Sanktionen (Blockadedrohungen) oder Er- 
füllung allmählich heruntergehandelter Forderungen, Beweis der Unmöglichkeit ihrer 
vollen Erfüllung, wie es die Reichsregierungen bis 1932 mit wachsendem Erfolg versuch- 
ten. Speziell wurde um Annahme oder Ablehnung bestimmter vertraglicher Zahlungs- 
modalitäten, insbesondere um den Dawes-Plan von 1924 und den Young-Plan von 1929, 
gerungen. Die stärkste nationale Opposition bildete sich gegen die Annahme des Young- 
Plans, wo ein vom „Stahlhelm“, Bund der Frontsoldaten, den Deutschnationalen und der 
NSDAP eingeleitetes Volksbegehren zum Volksentscheid über den Entwurf eines soge- 
nannten „Freiheitsgestzes“ führte, das die für die Annahme verantwortlichen Regierungs- 
mitglieder mit Zuchthausstrafen wegen Landesverrats bedrohen sollte. Im Volksentscheid 
scheiterte die Opposition. Für die Mehrheit überwogen die Vorteile der Annahme des 
Young-Plans: Minderung und zeitliche Begrenzung der Zahlungen, vorzeitige Räumung 
des besetzten Rheinlands. Reichsaußenminister Curtius hatte vor der demagogischen 
Zielsetzung des Volksbegehrens in seiner Reichstagsrede vom 29. November 1929 ge- 
warnt, zugleich aber erklärt: „Die Ablehnung des Volksbegehrensgesetzes durch den 
Reichstag ist keine Zustimmung zum Young-Plan. Aber im Vergleich zum Dawes-Plan 
soll der Young-Plan auf neuer politischer Grundlage erhebliche Erleichterungen der 
Lasten bringen, die der deutschen Wirtschaft und dem deutschen Volk zugute kommen 
sollen... .“ Dazu gehörte auch die Räumung des Rheinlands. 

Der deutschen Geschichtsschreibung nach 1945 geht das Verständnis für den damaligen 
Kampf gegen die Reparationen und die alliierten Kontrollinstanzen zu deren Eintreibung 
weithin ab. Insbesondere wird der Widerstand gegen den Young-Plan nur als Angriff auf 
die Republik von Weimar, als „Start Adolf Hitlers zur Machtergreifung“ dargestellt. 

In dieser Historiographie spiegelt sich die veränderte Einstellung zur Reparationsfrage, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg unter ganz anderen historischen Bedingungen entstan- 
den war und die vielfach auf die Situation zwischen 1918 und 1933 übertragen wurde. Die 
weitverbreitete Wiedergutmachungsbereitschaft ergab sich nach 1945 aus einem schnell 
entfachten deutschen Schuldbewußtsein, zu dem nach 1919 kein Anlaß bestanden hatte. 


N 
F Westzönen Reparationen auf Besatzungsbefehl 


1) Kohleexport bis 1947: 200 Mio. $° 
2) Holzexport bis 1947 1000 Mrd. RM? 
3) Industriedemontagen und Auslandsvermögen It. alliierten, deutscherseits 

als zu niedrig angefochtenen Schätzungen im IARA-Bericht von 1961 520 Mio. $ (1938) 
4) Auslandsvermögen, Stand 1958, nach deutscher Schätzung: 20000 Mrd. DM? 
5) Arbeitsleistung deutscher Kriegsgefangener im Westen: keine Ziffer bekannt 
6) Der Wert der 1945 von den Westmächten gestohlenen deutschen Patenten ist nie genau 

ermittelt worden. Schätzungen gehen bis zu 30 Mrd. DM. 


II. Sowjetische Besatzungszone 


1) Demontagen 1600 Mrd. $ (1938) 
2) Holzeinschlag bis 1947 600 Mio. $ 
3) Reparationen aus laufender Produktion bis 1949 2-2,5 Mrd. $ 
4) Produktion der Sowjet. A.G. bis 1948 950 Mio $ 
5) Gleisabbau 6000 km 
6) Enteignete Lokomotiven 1200 


7) Arbeit rund 1 Mio. Kriegsgefangener und rund 30000 Deportierter keine Wertangabe“ 
19 


Gesamtwert 1945-1950 nach einer deutschen Schätzung 10,7 Mrd. $° oder 26,8 Mrd. Mark 
Gesamtwert bis 1951 nach sowjetischer Schätzung 3,0 Mrd. $' 


! Die Zahlen sind verschiedenen Schätzungen aus unkoordinierten Quellen entnommen. 

? Quelle: Harmssen-Denkschrift. 1947. Anl. XII. S. 16/17. 

° Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr. 140 vom 5. 8. 1958. 

* Zahlenangaben von 1-7 sind entnommen aus: Nett. Peter: German Reparations in the Soviet Empire. 


Foreign Affairs. New York. Vol. 29, (1950/51), S. 300-307. 
° Quelle: Rupp. Franz: Die Reparationsleistungen der sowjetischen Besatzungszone, hrsg. vom Bundesmini- 


sterium für Gesamtdeutsche Fragen, Bonn 1951. 


Die umfassendste Zusammenstellung aller von den besiegten Deutschen nach 1945 er- 
brachten Zahlungen und Leistungen verdanken wir dem an der Universität Zürich leh- 
renden schweizerischen Professor Jörg Fisch. Seinem 1992 erschienenen umfassenden 
Werk „Reparationen nach dem Zweiten Weltkrieg“ ist die folgende und abschließende 
Tabelle entnommen. Die bis 1953 von Ländern und Gemeinden erbrachten Leistun- 
gen fehlen auch hier. Sie können kaum noch ermittelt werden. 


Leistungen der Bundesrepublik Deutschland 1953-1988, in DM (lfd. Preise) und Dollar (1938) 


Öffentliche Leistungen!) Individ. Wiedergutmachung Lond. Schuldenabkommen Besatzungskosten 
Jahr Mio DM Mio Dollar Mıo DM Mio Dollar Mıo DM Mio Dollar Mio DM Mıo Dollar 
(1938) (1938) (1938) (1938) 
1953 268 59,4 5593  1239,2 
1954 354 80.0 154 34.8 } 2202 4903 5752 1300,0 
1955 267 58,6 350 76.8 ° 3831 840,6 
1956 245 53.2 679 147,5 
1957 225 48.0 11 2071 a5 64 
1958 261 56.2 124 267.8 } 
1959 266 57,3 142 316.9 , 
1960 333 71.0 126 410,6 } 5204  1109,5 
1961 557 117,7 2193 463,2 
1962 482 100.8 2258 A725. 
1963 525 109,9 2011 208) 86 1749 
1964 328 68,7 187 37,9 ) 
1965 361 73,5 1374 381.5 . 
1966 26 52 16377_ 330,3 h 1654 335,2 
1967 4 0,8 1670 340.0 
1968 8 [7 72 3792 
1969 10 21 1505 315.0 \ 838 137 
1970 9 1,8 1589 313.6 
1971 8 1,5 1612 304.9 . 
1972 57 10,4 1796 328,6 | 500 90,0 
1973 52 8.8 1830 309,8 
1974 1836 277,1 69 10.2 
1975 1930 266.0 
1976 16955 2202 | 
1977 1718 219,4 651 ca.85 
1978 154 225.9 
1979 1513 182.4 ’ 
1980 1645 183.6 
1981 1788 184,5 
1982 1732 170.2 
1983 1717 168.3 
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Öffentliche Leistungen!) Individ. Wiedergutmachung Lond. Schuldenabkommen Besatzungskosten 


Jahr Mıo DM Mio Dollar Mıo DM Mio Dollar Mio DM Mio Dollar Mio DM Mio Dollar 
(1938) (1938) (1938) (1938) 

1984 1629 15947 

1985 1591 151,1 

1986 1546 158,5 

1987 1523 162,4 

1988 1464 154,6 


1953-1988 4646 986,6 55641 9173 15129 3152,2 15176 3379,8 
!) Verträge mit Israel, westeuropäischen Staaten und internationalen Organisationen. 


Quellen: Spalte 1: Deutsches Geld- und Bankwesen. Spalte 3: Deutsches Geld- und Bankwesen. Stat. Jb. BRD 
1978, 1982, 1986, 1990. Spalte 5: Deutsches Geld- und Bankwesen. Spalte 7: Nach Rocke. 


I. Wiedergutmachung 


Zahlen und Schätzungen 


Die den Reparationsteil dieser Darstellung abschließende Tabelle beruht in erhebli- 
chem Umfang auf Schätzungen. Sie kann nur ein annäherndes Bild der nach 1945 von 
dem besiegten Deutschland herausgepreßten Leistungen ergeben. Dies liegt in der 
Natur der Dinge, das heißt der realen Lage der ersten Nachkriegsjahre. Zum anderen 
aber hat keine der seit 1949 amtierenden Regierungen der Bundesrepublik den Ver- 
such gemacht, unter Ausschöpfung aller vorhandenen behördlichen Möglichkeiten ein 
halbwegs zutreffendes Zahlenmaterial zu erstellen. 

Es hätte nicht in die politische Landschaft gepaßt, den Westmächten, deren Bundesge- 
nosse man werden wollte, das entsprechende Material zu präsentieren. Was den mittel- 
deutschen Raum anging, wären entsprechende Bemühungen, sofern sie überhaupt 
ernsthaft unternommen worden wären, an den von den Sowjets und deren SED-Hand- 
langern bestimmten Gegebenheiten gescheitert. 

Was die Gebiete ostwärts von Oder und Neiße anging, so hätten sich die dort verlore- 
nen Werte über den Lastenausgleich annähernd ermitteln lassen können. Die von den 
Sowjets gegenüber den Polen geltend gemachten Rechte bzw. Forderungen (siehe 
Seite 17) sind natürlich auch nicht aussagekräftig. Eine rohe Schätzung der geraubten 
Werte wäre sicherlich Anfang der sechziger Jahre möglich gewesen, unterblieb aber 
auch aus politischen Gründen. Von einzelnen Personen unternommene Versuche in 
dieser Richtung - z. B. in den Vertriebenenverbänden - konnten daher auch nur Hin- 
weise oder Vermutungen erbringen. 

Ein besonderes Kapitel sind die 1945 in Museen und Privathäusern vorgenommenen 
Plünderungen von Kunstschätzen aller Art. Es gibt Hinweise, daß die Keller vieler Mu- 
seen in der früheren Sowjetunion voll von derartigen Schätzen sind. Solche Plünderun- 
gen gab es aber auch in den Westzonen mit der Folge, daß von amerikanischen Sol- 
daten gestohlene Schätze für teures Geld in den USA zurückgekauft werden mußten, 
wie z. B. das berühmte Evangeliar von Quedlinburg. 

Völlig anders ist die Lage bei dem im folgendenTeil zu behandelndenTeilen der Wieder- 
gutmachung, die vorzugsweise aus Leistungen an den Staat Israel, den Jüdischen Welt- 
kongreß sowie einzelnen jüdische Antragssteller besteht. Entsprechende Leistungen 
aus den entsprechenden Gesetzen an deutsche Antragssteller auf Wiedergutmachung 
machen nur einen Bruchteil aufgrund der geringen Zahl aus. 
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Den Ausgangspunkt bildeten hierbei auch Forderungen und Auflagen der Besatzungs- 

mächte, wie sie in dem Besatzungsstatut von 1949 und dem Überleitungsvertrag zum 

Generalvertrag vom Mai 1952 enthalten waren. Diese Maßnahmen der Sieger aber 

wurden zeitgleich ergänzt durch Gesetze der Länder und ab 1949 des Bundes. Hier 

handelte es sich nun um Leistungen, die in den Haushalten des Bundes und der Län- 
der nicht nur festgehalten wurden, sondern aufgrund der immer in Kraft gebliebenen 

Reichshaushaltsordnung von 1922 sogar festgehalten werden mußten. Wenn es nun 

auch auf diesem Gebiet einen Zahlenwirbel gibt, der noch zu dokumentieren ist, mit 

Zahlenangaben, die nach oben und unten um Zigmilliarden differieren, dann hat dies 

allein von deutschen Stellen geschaffene politische Gründe. 

Was bei den Reparationen nie geklärt werden kann und geklärt werden konnte, soll 

auf dem Sektor der Wiedergutmachung bewußt verschleiert werden. Ob und wieweit 

dies auf Veranlassung welcher Stellen auch immer geschah, sei dahingestellt. Die fak- 
tische Außerkraftsetzung der Reichshaushaltsordnung kann so jedenfalls nicht begrün- 
det werden. Es sind also ausschließlich von bundesdeutschen Regierungen zu verant- 
wortende politische Akte. 

Dies beginnt damit, daß die Wiedergutmachungszahlungen des Bundes und der Län- 
der bis Ende der sechziger Jahre in den Haushaltsplänen als gesonderte Titel aufge- 
führt wurden. Da man aber die von Jahr zu Jahr steigenden Aufwendungen nicht mehr 
als solche ausweisen wollte, wurden die Wiedergutmachungszahlungen auf andere 
Haushaltstitel verteilt bzw. in diesen versteckt. 

Dies aber ist mit einem anderen Komplex verbunden. Die Zahlungen aufgrund des 
Bundesentschädigungsgesetzes hätten sich spätestens seit Mitte der siebziger Jahre aus 
biologischen Gründen des natürlichen Todes der Anspruchsberechtigten von Jahr zu 
Jahr verringern müssen. Das aber ıst nicht der Fall, vielmehr wächst die Summe der 
Aufwendungen immer noch und wird bereits über die Jahrhundert- bzw. Jahrtausend- 
wende hochgerechnet. 

Nach einem Bericht der in New York in deutscher Sprache erscheinenden jüdischen 
Zeitschrift „Aufbau“ wurden bis zum 30. Juni 1965 von ganz offenkundig lebenden 
Personen 3375000 Anträge zur Wiedergutmachung wegen angeblich erlittener „rassi- 
scher Verfolgung“ gestellt. Bis zum Januar 1978 aber hatte sich diese Zahl der Antrag- 
steller nach einer Ermittlung des Bundesfinanzministeriums auf 5,3 Millionen Antrag- 
steller erhöht. 

Es ıst also keineswegs überraschend, daß die Wiedergutmachungszahlungen in den 
sechziger und siebziger Jahren so steil nach oben gingen. Hinzu kommt, daß allen mit 
der Wiedergutmachung befaßten Ämter in der Bundesrepublik kategorisch vorge- 
schrieben ist, alle diese Vorgänge „ohne bürokratische Kleinlichkeit“ zu bearbeiten. 
Politische Motive wirken also auf diesem Gebiet bis auf den heutigen Tag. Am 
12. Oktober 1991 veröffentlichte die „FAZ“ ein langes Gespräch mit Hermann Josef 
Abs. Der langjährige Chef der Deutschen Bank hatte 1951/53 das Londoner Schulden- 
abkommen ausgehandelt. Die „FAZ“ schrieb: 

„Abs hat damals gleichzeitig die von Professor Franz Böhm in Den Haag geführten 
Verhandlungen mit Israel begleitet, das während der Londoner Verhandlungsrunden 
seine Wiedergutmachungsansprüche angemeldet hatte. Jetzt nach der Wiedervereini- 
gung hat Israel neue Forderungen gestellt, weil seinerzeit die ‚DDR' keine Wieder- 
gutmachung gezahlt hatte. Wie denkt Abs darüber? ‚Wenn man mich fragte, würde ich 
Waigel und der Bundesregierung sagen, daß sie dazu nicht verpflichtet sind. Aus fol- 
gendem Grund: Israel hatte in seiner Note vom 12. März 1951 von den Alliierten Ame- 
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rika, England, Frankreich und Rußland verlangt, ehe sie Souveränitätsrechte an die 
Bundesrepublik Deutschland einräumten, müßten sie für Reparationen sorgen. In 
dem Brief steht dieses Wort Reparationen drin. Das ist schon unglücklich; denn Re- 
parationen kann nur jemand verlangen, der ein Staatsgebilde im Dritten Reich war, 
aber da gab es Israel als Staatswesen nicht. Diese Note von Israel ist beantwortet wor- 
den von Amerika, England und Frankreich, von Rußland nicht.‘“ 

Abs sagt nicht, wie die Antworten der Westmächte damals lauteten. Darauf aber 
kommt es gar nicht an, sie ergeben sich ganz zwangsläufig aus dem nachfolgenden Ab- 
lauf der Dinge von selbst. 


Jüdische Forderungen 


Schon während des Krieges befaßten sich jüdische Stellen mit der Frage, welche Ent- 
schädigung nach dem Kriege von Deutschland zu fordern sei. 1944 legte Dov Joseph, 
der Rechtsberater der Jewish Agency, der gewählten Körperschaft der jüdischen 
Bevölkerung des Landes Israel unter britischer Mandatsherrschaft, ein Memoran- 
dum vor, worin der materielle Schaden der europäischen Juden auf 6 Millionen Dollar 
geschätzt wurde. Das hätte nach dem damaligen Kurs etwa 25 Millionen Mark ent- 
sprochen. („Die Zeit“, 30. 10. 1981) 


1945 richtete Chaim Weizmann, der spätere erste Präsident des Staates Israel, ein 
Memorandum an die vier Besatzungsmächte, worin der Schaden auf 2 Milliarden 
Pfund Sterling geschätzt wurde. Nicht einbezogen in diese Summe waren Ansprüche 
einzelner Juden, die durch das Dritte Reich körperlich oder seelisch geschädigt 
worden seien. Das war nun erheblich mehr und hätte etwa 20 Milliarden Mark ent- 
sprochen. („Die Zeit‘, 30. 10. 1981) 


Der Ausbruch des Korea-Krieges im Juni 1950 war für die Amerikaner Anlaß, darüber 
nachzudenken, wie man das militärische Potential Westdeutschlands möglichst schnell 
in das Verteidigungskonzept der Westmächte einbinden könne. Dies sei, so betonte der 
damalige US-Hochkommissar John McCloy gegenüber Adenauer, von höchster Wich- 
tigkeit. Voraussetzung aber sei die Eingliederung Westdeutschlands in die freie Wirt- 
schaft desWestens, dies aber habe eine zwingende Voraussetzung, daß sich die Bundes- 
republik mit Israel und der jüdischen Weltorganisation über eine materielle Wiedergut- 
machung einige. 

Im April 1951 kam es daher in Paris zu einem streng geheimgehaltenen Treffen zwi- 
schen Bundeskanzler Konrad Adenauer und David Horowitz, dem Staatssekretär im 
israelischen Finanzministerium. Adenauer erkundigte sich, wie Deutschland den Über- 
lebenden helfen könnte, die grauenvolle Vergangenheit zu bewältigen. Horowitz for- 
derte, Deutschland müsse vor allem das Nazigrauen öffentlich anprangern. Dies sollte 
ein Zeichen der Verpflichtung Deutschlands gegenüber dem Staat Israel und dem jüdi- 
schen Volk sein. Adenauer sagte dies zu. 

Als es dann um die Rückerstattung von Vermögenswerten und Schadensersatz für die 
Opfer der NS-Politik ging, forderte Horowitz, daß nicht der zugefügte Schaden berech- 
net werden sollte, der überhaupt nicht in Geld auszudrücken sei. Ausgangspunkt soll- 
ten vielmehr die Anstrengungen Israels sein, eine halbe Million Flüchtlinge aus Europa 
im Lande anzusiedeln und zu integrieren. 

Nach dem Prinzip wurde dann auch verfahren, als die in Den Haag fortgesetzten Ver- 
handlungen zwischen der deutschen von Adenauer dirigierten und der israelischen 
Delegation in Luxemburg begannen. („Die Zeit“, 30. 10. 1981) 
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Kanzler Adenauer gab nach diesen ersten Kontakten mit den Israelis am 27. September 
1951 vor dem Bundestag eine Erklärung ab, auf die sich fortan die Juden immer wieder 
bezogen: 

„Die große Mehrheit des deutschen Volkes hat die gegen die Juden begangenen Ver- 
brechen verabscheut und hatte keinen Anteil an ihnen. Aber die unaussprechlichen 
Verbrechen sind schließlich im Namen des deutschen Volkes begangen worden. Das 
legt ihm die Verpflichtung auf, moralische und materielle Wiedergutmachung zu lei- 
sten, sowohl was den persönlichen Schaden angeht, den Juden erlitten haben, wie 
auch was jüdisches Eigentum betrifft, für das keine Anspruchsberechtigten mehr exi- 
stieren.“ („Rheinischer Merkur“, 7. 2. 1958) 


Das war jene Grundsatzerklärung, die David Horowitz in Paris von Adenauer verlangt 
hatte. Aufgrund dieser Erklärung konnte in der Folgezeit praktisch jede Forderung ge- 
genüber Bonn erhoben werden und wurde auch erhoben, obwohl dies gar nicht erfor- 
derlich war. 

Nahum Goldmann, maßgeblicher Mann beim jüdischen Weltkongreß und jahrelanger 
vertrauter Verhandlungspartner Konrad Adenauers, bezeichnete sich selbst einmal als 
den „größten Schnorrer der Weltgeschichte“, wie wir aus dem Munde des Bankiers 
Hermann Abs wissen (FAZ). 1978 gab Goldmann ein Interview, in dem er folgendes 
sagte: 

„Wissen Sie, ich habe gute Erfahrungen mit den deutschen Nachkriegspolitikern ge- 
macht. Die Deutschen hätten die Sache mit der Wiedergutmachung viel billiger haben 
können. Aber Adenauer, dieser sehr harte Mensch, vom Zuschnitt einer mittelalterli- 
chen Holzfigur, hat die moralische Verpflichtung akzeptiert, für die es überhaupt keine 
juristische Handhabe gab. Deutschland hat bis jetzt 62 Milliarden [also bis 1978] gege- 
ben, und es wird noch weitere 30 Milliarden an uns zahlen müssen.“ („Frankfurter 
Neue Presse“, 16. 8. 1981) Es war dies eine realistische Schätzung Goldmanns. 


Niemand wırd Nahum Goldman die intime Sachkenntnis bestreiten können. Er war 
es, der durch ständigen Kontakt mit Adenauer und dessen Amtsnachfolgern genaue- 
stens wußte, welche Forderungen deutscherseits bereits erfüllt waren bzw. in Zunkunft 
noch zu erfüllen waren. 

Als aber der israelische Ministerpräsident Menachem Begin 1980 wegen angeblich 
geplanter deutscher Waffenlieferungen an arabische Staaten mit Kanzler Helmut 
Schmidt in Streit geriet, verkündete er, daß die ganzen behaupteten Zahlen über deut- 
sche Zahlungen völliger Unfug seien, Israel und die Juden hätten zwischen 1953 und 
1980 zwei Milliarden Dollar bekommen. Natürlich wagte man es in Bonn nicht, diese 
von Begin willkürlich aus der Luft gegriffene Zahl durch entsprechendes Zahlenmate- 
rıal der deutschen Finanzbehörden zurückzuweisen. Ein Vorgang, der sich auch in Zu- 
kunft mit kostspieligen Folgen mehrfach wiederholen sollte. 


Die Interessenten 


Im deutschen Bundestag gab es nämlich seit seiner ersten Legislaturperiode eine Wie- 
dergutmachungslobby, die zwar in erster Linie eine laufende Verbesserung der Ent- 
schädigung für Personen- und Sachschäden der Verfolgten des NS-Regimes durch die 
Bundesgesetzgebung betrieb, aber auch oft zugunsten ausländischer Staaten und ihrer 
Staatsangehörigen intervenierte. Sie verstärkte den äußeren Reparationsdruck durch 
einen inneren. 
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Die nationalsozialistischeRassenpolitik mit ihrer Verfolgung und dem Tod einer bis 
heute strittigen Zahl Juden, der Kampf gegen die christlichen Kirchen, der ideolo- 
gische Totalitätsanspruch, der mit der Auflösung der Parteien und Gewerkschaften be- 
sonnen hatte und in allgemeiner Gleichschaltung fortgesetzt wurde, alle diese Wesens- 
züge des NS-Regimes riefen nach dem Zusammenbruch des Systems und der Auferste- 
hung der alten Gewalten und Kräfte ein mächtiges Verlangen auch nach Rückerstat- 
tung entzogener Vermögen und Wiedereinsetzung in den politischen und wirtschaftli- 
chen Stand vor 1933 hervor. 

So ergab sich eine Interessensolidarität der 1933 gescheiterten und danach entmachte- 
ten und verfolgten Gruppen, Parteien und Gesinnungsgenossenschaften über die 

Staatsgrenzen hinweg. Nicht nur die internationalen jüdischen Organisationen, auch 

die Verbände der zwangsrekrutierten Belgier, Elsässer und Luxemburger, ja sogar die 

Vertreter ehemaliger sozialistischer Kämpfer des spanischen Bürgerkrieges (soge- 
nannte Rotspanier), die im besetzten Frankreich zur Zwangsarbeit herangezogen wor- 
den waren, und schließlich die Zigeuner hatten ihre Verbindungen und Fürsprecher im 

Deutschen Bundestag. 40000 der anti-faschistischen Spanier in Frankreich erhielten 

bis 1979 Leistungen nach dem Bundesentschädigungsgesetz (BEG). Desgleichen wur- 
den Zigeuner (Sinti oder Roma), die rassisch verfolgt worden waren, nach dem BEG 

entschädigt. Das hinderte ihre Verbände nicht, wiederholt kollektive Entschädigung 

in Milliardenhöhe zu fordern. 

Die Schutzfunktion des Moratoriums des Art. 5 des Londoner Schuldenabkommens 

mußte von den Beamten der zuständigen Bundesressorts immer wieder und oft erfolg- 
los gegen den kombinierten äußeren und inneren Reparationsdruck verteidigt werden. 

Vor allem die jüdischen Verbände verlangten wiederholt sogenannte „Abschlußge- 
sten“ zum BEG. Eine Entschließung aller Parteien des Bundestages vom 14. Dezem- 
ber 1979 (Drucksache 8/3511) forderte dann die Bundesregierung auf, für eine solche 

Abschlußgeste für Härtefälle 440 Millionen DM zur Verfügung zu stellen. 400 Millio- 
nen DM erhielt darauf der Weltrat der Juden, 40 Millionen DM der Zentralrat der Ju- 
den in Deutschland. 

In den Kreisen der Interessenverbände, vornehmlich der jüdischen des In- und Aus- 
lands, hatte sich die zutreffende Meinung gebildet, anfängliche finanziell oder rechtlich 

begründete Widerstände in der Bundesregierung ließen sich durch beharrlichen Druck 

überwinden. Erfahrung gab ihnen recht. Die wiederkehrende Ennnerung an die natio- 
nalsozialistischen Untaten, die von den Massenmedien und der Literatur in den USA, 
Großbritannien, Frankreich, aber auch in der Bundesrepublik gepflegt wurde, berei- 
tete solchen Forderungen immer wieder eine günstige Stimmungslage. So stellt sich 
logisch die Frage nach ihrer politischen und moralischen Wirkung. Der unerwartet 
hohe wirtschaftliche Aufschwung der Bundesrepublik und die zwar sehr viel langsa- 
mere, aber allmählich auch spürbare Erholung der „DDR“-Wirtschaft haben es ermög- 
licht, auch die Reparations- und Wiedergutmachungsleistungen zu erbringen, ohne 
daß es deswegen zu finanziellen und wirtschaftlichen Dauerkrisen wie in der Zeit der 
Weimarer Republik gekommen ist. Nicht nur schlechtes Gewissen, auch der gleichzei- 
tig wachsende individuelle Wohlstand der deutschen Bürger ließen sie diese Lasten 
ohne hörbares Murren tragen. 

Welches aber war der außenpolitische Erfolg der deutschen Wiedergutmachungsbereit- 
schaft, die doch deutscherseits als Beitrag zur Völkerversöhnung gemeint war? Im 
Rückblick vom Stand des Jahres 1985 muß man dabei differenzieren. Während die 
Reparationsfrage im Verhältnis zu den ehemaligen Gegnern und nunmehrigen Ver- 
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bündeten im Westen als im wesentlichen erledigt gelten kann, ist sie in den Beziehun- 
gen zu Osteuropa niemals grundsätzlich angepackt worden. Solange die durch Land- 
nahme und Vertreibung den Deutschen zugefügten Schäden nicht aufgerechnet wer- 
den, wird die Frage offenbleiben. Ob und wie eine gegenseitige Aufrechnung jemals 
vorgenommen werden sollte, ist der künftigen Entwicklung zu überlassen. Für deut- 
sche Vorleistungen besteht jedenfalls kein Grund mehr. 

Die Wiedergutmachung an Israel und den Juden ist und bleibt ein besonderer Fall. Ha- 
ben die nahezu 100 Milliarden DM, welche diese Wiedergutmachung schätzungsweise 
insgesamt kosten wird, den Versöhnungseffekt erreicht? Neben lobender Anerkennung 
von jüdischer Seite für den „historisch einmaligen Vorgang‘ der deutschen Wiedergut- 
machungsleistungen wird die deutsche Öffentlichkeit immer wieder, wie im Zusam- 
menhang mit dem Gedenken an den 8. Mai 1945 im Frühjahr 1985, mit der erbitterten 
Unversöhnlichkeit konfrontiert, die von zionistischen Organisationen gepflegt wird. 
Der Existenzkampf Israels ist dabei oft der tiefe Beweggrund. Mit der publizistischen 
Erinnerung an den „Holocaust“ wird um Sympathie zur Unterstützung der israelischen 
Politik geworben! 

Die Bundesrepublik hat dieses Verlangen in ihrer Nahostpolitik unter der Parole des 
„Existenzrechts Israels“ in den Jahren von 1952 bis 1969 erfüllt und sich damit in den 
Nahostkonflikt tiefer hineinziehen lassen, als es dem nationalen Interesse entsprochen 
hätte. So erhielt die deutsche Wiedergutmachung eine politische Dimension, die bis 
heute in Rücksichtnahme auf die Interessen Israels und in laufender Wirtschaftshilfe 
wirksam ist. Doch zur Normalisierung der deutsch-israelischen Beziehungen scheint 
es noch ein weiter Weg. Inzwischen ist eine Generation herangewachsen, der es nicht 
länger zugemutet werden sollte, für die Taten und Untaten der Großeltern einzu- 


stehen. 


Der Fall Schäffer 


Die Freude über die angeblich so wunderbaren politischen Folgen des Israel-Vertrages 
sowie das eng damit verbundene Bundesentschädigungsgesetz (BEG) währte aller- 
dings nur gute drei Jahre. Am 22. November 1957 erschien ın der FAZ ein Artikel, 
der sich auf Material des Finanzministeriums von Rheinland-Pfalz stützte. Dort hieß 
es, daß die ursprünglich für das Bundesentschädigungsgesetz vorausgeschätzten Zah- 
lungen von 5 Milliarden keineswegs zuträfen, man komme vielmehr auf eine Summe 
von 23,5 Milliarden, die nicht etwa auf Schätzungen, sondern auf genauen Berechnun- 
gen beruhe. Der damalige Generalsekretär des Zentralrats der Juden in Deutschland 
Dr. van Dam antwortete am 29. November 1957 in der „Jüdischen Allgemeinen“: 
„Der Autor als Sprachrohr eines Länder-Finanzministeriums besteht darauf, daß sich 
der ehemalige Bundesfinanzminister Fritz Schäffer und mit ihm offenbar zehn andere 
Finanzminister, im Jahr 1956 um die Kleinigkeit von 17 Milliarden DM verschätzt hät- 
ten. Wenn dies richtig ist, so würde darin gleichzeitig die Behauptung liegen, daß die 
Entschädigung bisher nur zu einem geringen Bruchteil durchgeführt ist, da die in unse- 
rem Artikel vom 8. November 1957 angegebenen Auszahlungsbeträge und die Anzahl 
der eingegangenen nicht auf Schätzung, sondern amtlicher Feststellung beruhen. Of- 
fenbar ist das Schätzen auf diesem Gebiet nicht die starke Seite der Finanzbehörden, 
und wenn man Fehlerquellen finden will, so sollte man nicht in unseren Darlegungen, 
die sich auf faktischer Grundlage bewegen, danach suchen, sondern den Ursachen 
nachgehen, die zu einer so widerspruchsvollen Information geführt haben.“ 
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Diese Replik hatte eine doppelte Folge. Einmal erklärte der rheinland-pfälzische Fi- 
nanzminister Dr. Nowack (FDP), daß die aus seinem Hause an die FAZ gelangten 
Zahlen tatsächlich richtig seien. Der Finanzbedarf aus dem Wiedergutmachungsgesetz 
werde sich auf „mindestens 22 Milliarden“ belaufen. Robert Strobel ergänzte in der 
„Zeit“ vom 26. Dezember 1957 das Geschehen so: 

„Man hat sich beispielsweise völlig schon in dem Umfang des Personenkreises ver- 
schätzt, der sich aus den anspruchsberechtigten Dp’s (displaced persons) zusammen- 
setzt. Man hatte darın auch von Vertretern jüdischer Verbände beraten, angenommen, 
es würden aus diesem’Titel etwa 50000 Gesuche eingereicht werden. Aber bisher liegen 
bereits 400000 vor, und es ist noch gar nicht abzusehen, wie hoch die Endzahl der An- 
träge sein wird. In der Zentralstelle in Rheinland-Pfalz häufen sich die Aktenstöße. 
Was sie zahlenmäßig an Ansprüchen enthalten, weiß noch kein Mensch.“ 

Die vom Bundesfinanzministerium im Jahr 1985 bekanntgegebene Zahl der Antrag- 
steller auf Zahlung von Wiedergutmachung ist insofern bemerkenswert, als sich von 
jüdischer Seite kein Protest dagegen erhob. Zählt man die 6 Millionen angeblicher 
Opfer des „Holocaust“ dazu, dann ergeben sich 13 Millionen. Das sind einige Millio- 
nen mehr, als sich 1939 in Europa überhaupt an Juden befanden. Von diesen aber kam 
die Mehrzahl überhaupt nicht in den damaligen deutschen Herrschaftsbereich. 

Bei Erscheinen dieses Artikels waren die Wellen aber schon viel höher gegangen. Nach- 
dem Adenauer mit der CDU/CSU im September 1957 die absolute Mehrheit der Man- 
date im Bundestag gewonnen hatte, trennte er sich von seinem Finanzminister Fritz 
Schäffer, der zwischen 1949 und 1957 als strenger Finanzverwalter nach den Vorschrif- 
ten der Reichshaushaltsordnung handelnd dem Kanzler immer wieder Ärger bereitet 
hatte. Da aber Schäffer innerhalb der CSU ein mächtiger Mann war, konnte er ihn 
nicht einfach aus dem Kabinett hinauswerfen. So wechselte Fritz Schäffer vom Bun- 
desfinanzministerium in das Bundesjustizministerium. 

Ausgestattet mit dem Wissen aus achtjähriger Tätigkeit im Finanzministerium, hielt 
Fritz Schäffer am 14. Dezember 1957 in Plattling in Bayern eine Rede, in der er sich 
besorgt zu der Kostenexplosion auf dem Sektor derWiedergutmachung äußerte. Über 
die von Finanzminister Nowack genannten Zahlen hinausgehend sprach Schäffer von 
einem Finanzbedarf um 29 Milliarden. Das aber sei eine Höhe, die zusammen mit den 
bevorstehenden Ausgaben für die von den Westmächten kategorisch verlangte Wieder- 
aufrüstung zu einer Gefahr für die Stabilität der deutschen Währung durch Überforde- 
rung führen könnte. 

Am 17. Dezember 1957 veröffentlichte das Direktorium des Zentralrats der Juden ın 
Deutschland eine Stellungnahme. In dieser hieß es, daß die von Schäffer genannten 
Zahlen völlig unbeweisbar seien. Beweisbar hingegen seien die Auszahlungsbeträge, 
die zwischen 1953 und 1956 aus dem Bundesentschädigungsgesetz geleistet worden 
seien. Gezahlt worden seien drei Milliarden. Weiter dann: 

„Unsere Meinung, daß die Aufstellung unbeweisbarer Schätzungszahlen nur ein Vor- 
spiel für den Generalangriff gegen die Wiedergutmachung darstellt, wird durch die 
Rede des Ministers Schäffer bestärkt. Das Vertrauen, das Deutschland nicht zuletzt 
aufgrund geleisteter und versprochener Wiedergutmachung entgegengebracht wird, 
hat die DM-Währung nicht geschwächt, sondern erheblich gestärkt.“ 

Gewiß, die Stabilität der Mark geriet in der von Schäffer befürchteten Form nicht in 
Gefahr. Aber weder er noch sonst jemand konnte vorhersehen oder vorhersagen, daß 
Ende der fünfziger Jahre eine wirtschaftliche Entwicklung einsetzen würde, die die 
späteren Zahlungen durchaus ermöglichte. Herr van Dam setzte aber noch einen 
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drauf. Jede Verlangsamung der Entschädigungszahlungen, wie sie der rheinland-pfälzi- 
sche Finanzminister Dr. Nowack vorgeschlagen habe, werde dazu führen, daß der Zen- 
tralrat den Bundesgerichtshof oder das Verfassungsgericht anrufen werde, falls man 
„eine neue Enteignung deutscher Staatsbürger und sonstiger Opfer des Dritten Rei- 
ches“ vornehmen wolle. „Glaubt man“, fragte van Dam, „daß diese Kreise sich noch 
einmal widerstandslos zu Objekten staatlicher Willkürakte machen lassen werden? 
Man soll die Stimmung nicht verkennen. Sie steht auf Sturm. Lieber brechen wir alle 
von uns in Deutschland aufgebauten Institutionen von einem Tag zum anderen ab, als 
uns noch einmal in ein ermüdendes Geplänkel mit den ewig unbelehrbaren Elementen 
zu begeben, die die Steigbügelhalter der Verderber des deutschen Volkes gewesen 
sind.“ 

Zum Schluß polemisierte van Dam gegen den ehemaligen Bundesfinanzminister 
Schäffer, der entgegen dem ausdrücklichen Verlangen der jüdischen Vertreter im Bun- 
desentschädigungsgesetz das Anwaltsmonopol weitgehend einführte und den Verfolg- 
ten-Organisationen das Recht abgesprochen habe, die Verfolgten unentgeltlich vor den 
Gerichten zu vertreten. Heute beklage man sich darüber, daß ein Teil der Wiedergut- 
machung an Anwälte gehe. 

Es leuchtet natürlich ein, daß der Jüdische Zentralrat gern jene Aufgaben übernom- 
men hätte, die aufgrund des Entschädigungsgesetzes Anwälten zugewiesen waren, die 
hierdurch tatsächlich gewaltige Beträge kassierten, wobei es sich in dem „Fall 
Deutsch“ (es ging um den ungarisch-jüdischen Zuckerkönig Hatvany) um Beträge in 
Millionenhöhe handelte. Besonders bezeichnend aber ist die Drohung, man werde alle 
in Deutschland aufgebauten jüdischen Institutionen von einem Tag zum anderen ab- 
brechen, wenn bestimmte Dinge weitergingen, ein Landesfinanzministerium und das 
Bundesfinanzministerium also in der Öffentlichkeit Schätzungen verbreiteten, die 
nicht zuträfen. Hierbei muß man an die von Bundesminister Schäffer „geschätzte“ 
Zahl von 29 Milliarden als Gesamtaufwand denken, die sich letztlich als ein Bruchteil 
jener Summen erwies, die später gegenüber der Bundesrepublik als Forderungen gel- 
tend gemacht und von dieser als Zahlungen geleistet wurden. 

Unter solchen Umständen konnte es nicht verwundern, daß Schäffer sich vielerlei An- 
griffen gegenüber sah und von Adenauer nachdrücklich zurechtgewiesen wurde, der 
zur gleichen Zeit ganz andere und viel weitergehende Dinge im Kopf hatte. In der 
„Süddeutschen Zeitung“ war zu lesen: „Schäffer hat das traurige Verdienst, Stimmung 
gegen eine selbstverständliche Ehrenschuld gemacht zu haben.“ Ebenfalls in der „Süd- 
deutschen Zeitung“ veröffentlichte deren Kommentator Dr. Ernst Müller-Meiningen 
am 28. Dezember 1957 einen Brief an Schäffer, in dem es hieß: 

„Wenn Sie, Herr Bundesminister, die Wiedergutmachung heute als Gefährdung be- 
zeichnen, dann muß ich Sie nunmehr doch fragen: Weshalb haben Sie in Ihrer achtjäh- 
rigen Amtszeit als Bundesfinanzminister die Wiedergutmachungsgesetzgebung mit in 
Ihre Verantwortung einbezogen, ohne je öffentlich Bedenken angemeldet zu haben, 
oder, im Falle einer Mißachtung solcher Bedenken, zurückgetreten zu sein? Entweder 
hielten Sie die Wiedergutmachungsgesetzgebung für verantwortbar, dann können Sie 
heute nicht über deren angebliche währungszerrüttende Folgen öffentlich an die Kla- 
gemauer treten. Oder aber Sie hielten diese Wiedergutmachungspolitik für sachlich 
nicht verantwortbar, dann hätten Sie diese Politik nicht decken dürfen, um sie dann 
unmittelbar nach Ihrem Hinüberwechseln auf den Sessel des Justizministers als wäh- 
rungsgefährdend anzugreifen. Meine zweite Frage: Empfinden Sie es, Herr Minister, 
wirklich als guten Stil, daß ein Ressortminister der Bundesregierung seinen Kabinetts- 
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kollegen öffentlich desavouiert, wie Sie es mit Ihrem Amtsnachfolger im Bundesfinanz- 
ministerium getan haben?“ 

Es war keineswegs schlechter Stil, und es waren erst recht keine antisemitischen Mo- 
tive, die Fritz Schäffers Rede in Plattling ausgelöst hatten. Als Bundesminister der 
Finanzen war er natürlich an den Verträgen mit Israel, dem Jüdischen Weltkongreß, 
dem Londoner Schuldenabkommen, dem Bundesentschädigungsgesetz sowie am 
Rückerstattungsgesetz voll beteiligt gewesen. Ihm war aber innerhalb weniger Jahre 
aufgrund der ihm als Finanzminister zugänglichen Unterlagen klar geworden, daß hier 
ein Faß aufgemacht worden war, dessen Inhalt gar nicht abschätzbar war. Vor den sich 
hieraus ergebenen politischen Gefahren wollte er warnen, und dies wurde ihm schlecht 
gedankt. 


Waffen für Israel 


Während die Wellen der Erregung über den „Fall Schäffer‘ noch hoch und höher gin- 
gen, lief bereits das nächste kostenträchtige Ereignis an. Israel hatte den gemeinsam 
mit Frankreich und England im Oktober 1956 geführten Suez-Krieg unter dem verein- 
ten Druck der USA und der Sowjetunion abbrechen müssen. Präsident Eisenhower 
setzte durch, daß die von Israel besetzte Halbinsel Sinai wieder geräumt werden 
mußte. Die militärische Lage Israels hatte sich also nicht gebessert. In dieser Lage kam 
Ministerpräsident Ben Gurion die rettende Idee, Bonn um Hilfe zu ersuchen. Ein Ka- 
binettsbeschluß in dieser Richtung wurde gefaßt, und unter strengster Geheimhaltung 
traf sich Giora Josephtal, der Generalsekretär der Mapai-Partei, als Abgesandter Ben 
Gurions Anfang Dezember 1957 mit Kanzler Adenauer in Bonn, um diesem die israe- 
lischen Forderungen auf Lieferung von Waffen aller Art vorzutragen, wozu auch die 
Lieferung von zwei U-Booten gehörte, mit denen man die Mittelmeerküste Israels ver- 
teidigen müsse. 

Der geheime Kabinettsbeschluß blieb aber nicht geheim, denn zwei Minister des isra- 
elischen Kabınetts machten den Vorgang öffentlich. Ben Gurion hielt aber an der von 
ihm getroffenen Entscheidung fest. Nun befand sich Bonn in der Klemme. Am 27. De- 
zember 1957 erklärte die Bundesregierung, sie werde keine Waffen an Israel liefern 
und auch mit allen ihr zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln private Waffenlieferun- 
gen an den Staat Israel unterbinden. Der Artikel 26 des Grundgesetzes stehe derarti- 
gen Lieferungen entgegen. Außerdem dürfe man den arabischen Regierungen keinen 
Vorwand liefern, Ost-Berlin anzuerkennen, und schließlich wolle man nicht durch 
Waffenlieferungen Öl in das Feuer des Krisenherdes im Nahen Osten gießen. Diese 
Erklärungen aber waren das schlichte Gegenteil der bereits im Gange befindlichen 
Entwicklung. Zwar wurde die ursprünglich geplante Reise des Verteidigungsministers 
Moshe Dajan nach Bonn abgesagt. Dafür aber reisten Shimon Peres und General Las- 
kov in aller Diskretion nach Deutschland. Die beiden Abgesandten trafen sich mit Ver- 
teidigungsminister Franz-Josef Strauß in dessen Privathaus in Rott am Inn. Strauß 
nennt in seinen Erinnerungen nicht das genaue Datum des Besuches, der offensicht- 
lich in den Weihnachtstagen 1957 stattgefunden haben muß. Neben den schon erwähn- 
ten U-Booten präsentierten die Israelis eine lange Liste von Waffen und Ausrüstungs- 
gegenständen, von Panzern, Hubschraubern, Transportflugzeugen und Artillerie samt 
dazugehöriger Munition. Strauß informierte Adenauer, der einverstanden war, und 
machte sich sofort ans Werk, am Artikel 26 des Grundgesetzes ebenso wie an vielen 
anderen Rechtsvorschriften vorbei. Dazu Strauß: 
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‚Wir haben die Israel zugesandten Geräte und Waffen heimlich aus den Depots der 
Bundeswehr geholt und in einigen Fällen hernach als Ablenkungsmanöver bei der Po- 
lizei Diebstahlsanzeige erstattet. Hubschrauber und Flugzeuge wurden ohne Hoheits- 
zeichen nach Frankreich geflogen und von Marseille aus nach Israel verschifft.“ 
Bezahlt wurde natürlich keine Mark. Strauß nennt auch nicht den Wert, der zwischen 
1,2 und 1,5 Milliarden gelegen haben muß. Eine Summe, die natürlich später in keiner 
Abrechnung der Wiedergutmachung auftauchte. 

Am 16. März 1960, die Aufregung über die Hakenkreuz-Schmierwelle war noch ganz 
groß (siehe Seite 14/15), traf sich Konrad Adenauer mit dem israelischen Ministerprä- 
sidenten Ben Gurion in New York im Waldorf-Astoria-Hotel. Das Treffen wurde in den 
Medien ganz groß herausgestellt und als Beginn der endgültigen deutsch-jüdischen Ver- 
söhnung gefeiert. Es ging aber nicht nur um Händeschütteln und Gelöbnisse. Ben 
Gurion verlangte Geld. Da eine Aufstockung des Israel-Vertrages von 1953 nicht 
durchsetzbar erschien, verfiel man auf die Idee, daß die Bundesrepublik ab sofort und 
künftig jährlich 140 Millionen Mark als „Entwicklungshilfe“ zur Entwicklung der Ne- 
gev-Wüste zahlen solle. In der „Zeit“ vom 30. Oktober 1981 hieß es dazu: 

„Im Rahmen dieser Leistungen erhielt Israel bis zum Jahr 1981 insgesamt 2,752 Millıar- 
den Mark. Dies sind allerdings Darlehen und keine Geschenke. Bis März 1981 hat Is- 
rael davon schon 593 Millionen Mark wieder zurückgezahlt. Aber da diese Darlehen 
mit Laufzeiten von 12 bis 30 Jahren und mit einer Verzinsung von 2 bis 5,7 Prozent 
gewährt wurden und Deutschland in manchen Jahren überhaupt keine Zinsen gefor- 
dert hat, sind auch diese Beträge als Unterstützung zu werten.“ 

Selbstverständlich erscheint auch diese Summe in keiner der’Tabellen der Wiedergut- 
machung, handelt es sich doch um „Entwicklungshilfe“. In seinem bereits zitierten Ge- 
spräch mit der FAZ gibt H. J. Abs die folgende ergänzende Aufklärung: 

„im März 1960 hatte dann Ben Gurion Adenauer getroffen im Waldorf Astoria Hotel 
in New York, und seine Forderung war, daß anstelle der ‚DDR‘, die nichts gezahlt hat, 
die Bundesrepublik den Israelis hilft. Die Wiedergutmachung auch an Israel war Ade- 
nauers Politik nach dem einstimmig gefaßten Beschluß des Bundestages. Und das ist 
zustande gekommen, ich nehme den Schluß vorweg, mit 500 Millionen Dollar Kredit 
durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau für den Ausbau Negev. Das war dieser Kredit 
zwanzig Jahre, drei Prozent. Daß die Israelis jetzt nicht einfach sagen können: zur 
Kasse bitte, das müßte eigentlich das Finanzministerium wissen, wenn die nicht von 
totaler Vergeßlichkeit befallen sind. Aber ich melde mich nicht. Ich kann nicht die Re- 
gierung belehren, es sei denn, sie fragt mich. Auf den Kredit kamen wir damals, weil 
ich meinte, wir können für die ‚DDR‘ das nicht zahlen, das sehen wir nicht wieder. 
So kamen wir auf einen Kredit.“ 

Klar ıst, daß es sich letztlich um eine lediglich abgewandelte Form der Wiedergutma- 
chung handelt, deren Milliardenhöhe ebenfalls in keiner der entsprechenden Tabellen 
auftaucht. Logischerweise ergaben sich Fortsetzungen am laufenden Band. 


„Entwicklungshilfen“ 


Im März 1970 erschien der damalige israelische Außenminister Abba Eban als erstes 
Regierungsmitglied des Staates Israel bei der gerade ins Amt gekommenen Regierung 
Brandt/Scheel. Gleich zum Auftakt verkündete er seinen Gastgebern: „Die Beziehun- 
gen zwischen Deutschland und Israel können nicht normalisiert werden.“ 

Getan werden konnte dann schließlich doch einiges, wie der „Spiegel“ ın seiner Aus- 
gabe Nr. 10/1970 zu berichten wußte: 
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„Obwohl beide Seiten versicherten, man habe so gut wie gar nicht über Geld gespro- 
chen, gab Bonn während des Eban-Besuchs in drei Punkten alten israelischen Forde- 
rungen nach: 

Die Kapitalhilfe der Bundesrepublik an Israel von zuletzt 140 Millionen Mark im Jahr 
wird voraussichtlich in gleicher Höhe weitergewährt; 

die Bundesregierung zahlt künftig an 30000 gesundheitsgeschädigte Israeli ‚gewisse in- 
dividuelle Wiedergutmachungsleistungen‘, so das AA; jeder der 30000 erhält fortan 
80 Mark im Monat, so daß Bonn dafür im Jahr rund 30 Millionen Mark aufbringen 
muß; das Bundesfinanzministerium bereitet sich darauf vor, an 150000 Juden - davon 
120000 Israeli -, die nach 1953 aus Ostblockstaaten ausgewandert sind und daher keine 
Ansprüche aus dem Bundesentschädigungsgesetz anmelden konnten, zusätzlich zu 
den ihnen bereits gewährten Wiedergutmachungs-Grundbeträgen individuelle Steige- 
rungs-Beträge zu zahlen. 

Fachleute haben errechnet, daß aus diesen Beträgen insgesamt bis zu 200 Millionen 
Mark nach Israel fließen werden.“ 

Die Summen der Aufstockungen der „Entwicklungshilfen“ ist bislang ebenfalls in kei- 
ner Tabelle des Bundesfinanzministeriums aufgetaucht. 

Während Nahum Goldmann 1978 von bereits gezahlten 62 Milliarden sprach, zu denen 
noch weitere 30 Milliarden hinzukommen würden, brachte die „Zeit“ am 30. Oktober 
1981 einen Artikel, in dessen Einleitung es hieß: 

„Die ın der Bundesrepublik genannte Zahl von 70 Milliarden ist zu hoch gegrif- 
fen.“ 

Der Verfasser des Artikels, Teddy Preuss, befaßt sich unter anderem mit dem Bun- 
desentschädigungsgesetz (BEG) für physische Schäden sowie mit dem Bundesrück- 
erstattungsgesetz (BRÜG) für Vermögensschäden. Weiter dann: 

„Aufgrund dieser Gesetze zahlte die Bundesrepublik bis 1981 jeweils 50,1 bzw. 
3,89 Milliarden Mark. Die Nutznießer dieser Riesensummen sind Bewohner Israels, 
Juden und andere Opfer des Nazi-Regimes in Deutschland, der Staat Israel und an- 
dere Länder. 

Welcher Anteil von diesem Geld an ‚Israel und einzelne Juden‘ gezahlt wurde, ist 
kaum festzustellen. Nur eines ist sicher: es ist weit weniger als jene 70 Milliarden Mark, 
von denen in Deutschland die Rede ist. 

Die Feststellung der genauen Summe ist unter anderem deshalb so schwer, weil die 
Zahlungen und Kasseneinnahmen nicht jeweils an einer Stelle konzentriert, sondern 
auf viele verteilt sind: In Deutschland sind die Entschädigungsämter der Länder zu- 
ständig, in Israel sind es viele tausend Einzelpersonen, bei denen Geldüberweisungen 
unmittelbar auf ihre Konten bei verschiedenen Banken gehen.“ 

Wie der dem Jüdischen Weltkongreß zugehörige Verfasser Teddy Preuss dazu kommt, 
noch 1981 von einem Betrag von weniger als 70 Milliarden zu schreiben, bleibt sein 
Geheimnis. Schon lange zuvor hatte sich das Bundesfinanzministerium aufgrund viel- 
fältigen Druckes dazu bereit gefunden, eine Erklärung zum Stand der Wiedergutma- 
chungszahlungen zu veröffentlichen. Diese Tabelle, die — wie schon gesagt - in vielerlei 
Hinsicht unzulänglich ist, da sie nicht unerhebliche Posten unerwähnt läßt, wurde 1975 
veröffentlicht und geht von dem Stand von Ende 1974 aus. 

Bis zum 31. Dezember 1974 haben die deutsche Bundesregierung und die Regierungen 
der deutschen Bundesländer nahezu 50,5 Mrd. DM an Wiedergutmachungsleistungen 
für die Opfer des Nationalsozialismus aufgewendet. Einzelheiten sind der folgenden 
Tabelle zu entnehmen. 
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Bis 2000 werden schätzungsweise weitere 35 Mrd. DM für denselben Zweck aus- 
gegeben werden müssen. Damit würden die gesamten Zahlungen bis 2000 rund 85,5 
Mrd. DM erreichen. 


Leistungen der öffentlichen Hand auf dem Gebiet der Wiedergutmachung 
(Stand: 31. Dezember 1974) 


I. Leistungen bis zum 31. Dezember 1974: 


Bundesentschädigungsgesetz (BEG) 38,00 Mrd. DM 
Bundesrückerstattungsgesetz (BRüG) 3,81 Mrd. DM 
Israelvertrag 3,45 Mrd. DM 
Globalverträge mit 12 Staaten 1,00 Mrd. DM 
Sonstige Leistungen (öffentl. Dienst u. a.) 4,20 Mrd. DM 


(Bundesanteil: ca. 31,49 Mrd. DM insgesamt: 50,46 Mrd. DM 


Länderanteil: ca. 18,97 Mrd. DM) 
Il. Voraussichtliche künftige Leistungen: 


BED (mit Rentenzahlungen von 30 Mrd. DM) 32,10 Mrd. DM 
BRüG 0,44 Mrd. DM 
Sonstige Leistungen 2,50 Mrd. DM 


(Bundesanteil: ca. 20,51 Mrd. DM insgesamt: 35,04 Mrd. DM 


Länderanteil: ca. 14,53 Mrd. DM) 
III. Gesamtzahlungen: 


BEG 70,10 Mrd. DM 
BRüG 4,25 Mrd. DM 
Israelvertrag 3,45 Mrd. DM 
Globalverträge mit 12 Staaten 1,00 Mrd. DM 
Sonstige Leistungen 6.70 Mrd. DM 


(Bundesanteil: ca. 52,00 Mrd. DM insgesamt: 85,50 Mrd. DM 


Länderanteil: ca. 33,50 Mrd. DM) 
Gesamtaufwand für die Wiedergutmachung: 85,50 Mrd. DM 


Die vorstehende Tabelle aus dem Bundesfinanzministerium von 1975 mit einer Wie- 
dergutmachungsleistung von 85,5 Milliarden DM ist jedoch keineswegs eine Magna 
Charta der Zuverlässigkeit. In einer Besprechung eines vom Institut für Zeitgeschichte 
1989 herausgegebenen Buches über die Wiedergutmachung berichtet die „Zeit“ im 
gleichen Jahre, daß es in den fünfziger Jahren bei Erlaß der entsprechenden Gesetze 
völlig unvorstellbar gewesen wäre, daß die Entschädigungsämter bis 1987 an etwa 
1 bis 1,5 Millionen Verfolgte einen Betrag von achtzig Milliarden ausgezahlt haben 
würden. Bis zum Jahr 2000 werde sich die Gesamtleistung auf 102,6 Milliarden Mark 
belaufen. 

Schon ein Jahr später veröffentlichte der bekannte Fernsehjournalist Werner Mühl- 
bradt, ein Spezialist für Wirtschaftsfragen, im „Ostpreußenblatt“ vom 21. April 1990 
eine Tabelle, die sogar bis zum Jahr 2030 reicht und zu einem Endergebnis von 119,790 
Milliarden Mark führt. 


„An Wiedergutmachungen wurden nach dem Stande zu Beginn des Jahres 1990 etwa 
85 Milliarden DM aufgebracht. Die einzelnen Positionen sehen so aus: 
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Bundesentschädigungsgesetz (BEG) 64,699 Mrd. DM 


Bundesrückerstattungsgesetz (BRüG) 3,928 Mrd. DM 
Israelvertrag 3,450 Mrd. DM 
Globalverträge mit 12 Staaten 1,000 Mrd. DM 


(Siehe Tabelle auf Seite 36) 

Sonstige Leistungen (öffentlicher Dienst u. a.) 

Leistungen der Länder außerhalb der BEG 2,137 Mrd. DM 
Abschließende Härteregelungen 0.503 Mrd. DM 


insgesamt: 82,717 Mrd. DM 


Experten im Bundesfinanzministerium haben die voraussichtlichen Leistungen, die 
sich noch bis zum Jahre 2030 ergeben, errechnet: 
Das Ergebnis sieht so aus: 


Bundesentschädigungsgesetz 30,301 Mrd. DM 
Bundesrückerstattungsgesetz 0,072 Mrd. DM 
Sonstige Leistungen 5,000 Mrd. DM 
Leistungen der Länder 1,363 Mrd. DM 
abschließende Härteregelungen 0.337 Mrd. DM 


insgesamt: 37,073 Mrd. DM 
Aus den bereits geleisteten Entschädigungen und Erstattungen und den zu erwarten- 
den Leistungen, die sich bis zum Jahr 2030 ergeben, sind - bei aller Vorsicht, die bei 
Voraussetzungen dieser Art am Platze ist — folgende Gesamtzahlungen zu erwarten: 


BEG (Entschädigungsgesetz) 95,000 Mrd. DM 
BRüG (Rückerstattungsgesetz) 4,000 Mrd. DM 
Israelvertrag 3,450 Mrd. DM 
Globalverträge mit 12 Staaten 1,000 Mrd. DM 
Sonstige Leistungen 12,000 Mrd. DM 
Leistungen der Länder 3,500 Mrd. DM 
Abschließende Härteregelungen 0,840 Mrd. DM 


insgesamt: 119,790 Mrd. DM 


Aufschlußreich ist auch die Verteilung der Leistungen auf das Inland, auf Israel und 
das übrige Ausland. Die nach dem Bundesentschädigungsgesetz gezahlten Leistungen 
verteilen sich mit etwa 20 Prozent auf das Inland. Je 40 Prozent entfielen auf Israel 
und auf das übrige Ausland. Die entsprechende Aufteilung der Leistungen, die auf 
Grund des Bundesrückerstattungsgesetzes aufgebracht wurden, sieht so aus: 


25 Prozent auf das Inland 
AO Prozent auf Israel und 
35 Prozent auf das übrige Ausland. 


Die zuständigen Experten des Bundesfinanzministeriums haben festgestellt, daß die 
Verfahren, die nach dem Bundesentschädigungsgesetz und dem Bundesrückerstat- 
tungsgesetz notwendig waren, bis auf einen unbedeutenden Rest (weit unter einem 
Prozent) abgeschlossen wurden. Die Beamten weisen aber darauf hin, daß in dieser 
Übersicht Leistungen in Milliardenhöhe nach dem Gesetz über die Behandlung von 
Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozialversicherung, nach dem Gesetz zur 
Wiedergutmachung des NS-Unrechts in der Kriegsopferversorgung sowie nach dem 
allgemeinen Kriegsfolgengesetz nicht enthalten sind.“ 

Der letzte Absatz der vorstehenden Darstellung bedarf einer Ergänzung. 1969 fand 
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eine Unterhaltung mit einem leitenden Manne eines Wiedergutmachungsamtes eines 
der deutschen Länder statt. Gesagt wurde, daß der ganze Zahlenwirbel um die tatsäch- 
liche oder angebliche Höhe der Wiedergutmachungen doch ganz einfach aufzulösen 
sei. Es genüge doch eine große Anfrage im Bundestag, um von seiten der Bundesregie- 
rung erschöpfende Auskunft zu erhalten, die sich zu diesem Zweck ja auch mit den 
Ländern kurzschalten werde. Die Antwort war einigermaßen überraschend. Eine sol- 
che große Anfrage könne mühelos vomTisch gefegt werden, denn es fehle der erforder- 
liche Deckungsvorschlag. Zunächst müsse nämlich - dafür der notwendige Deckungs- 
vorschlag - eine Behörde aus mehr als einem Dutzend hochqualifizierter Fachleute mit 
den entsprechenden Mitarbeitern und Hilfspersonal gebildet werden, um das Zahlen- 
material überhaupt zu ermitteln. Dafür aber wäre eine Frist von mindestens zwei Jah- 
ren erforderlich. Das am Ende stehende Ergebnis könne dennoch nicht genau sein, 
sondern werde um einige hundert Millionen nach oben oder unten differieren. Dies 
läge daran, daß die Finanzbehörden die Belege für Zahlungen nach festen Regeln ver- 
nichteten. So blieben am Ende nur die Globalsummen der Haushaltsrechnungen üb- 
rig, aus denen der Fachmann zwar einiges herausinterpretieren könne, der Laie hinge- 
gen nicht. 

An diesem Tatbestand hat sich natürlich während des vergangenen Vierteljahrhunderts 
nicht nur nichts geändert, im Gegenteil, die Unklarheit ist nur entsprechend gewach- 
sen. 

Da für die Stellung von Anträgen auf Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz die Fristen längst abgelaufen waren, wurden später immer wieder Forderungen 
an die Bundesregierung dahingehend gerichtet, nun doch „Abschlußregelungen“ zu 
treffen und Entschädigungsfonds für Antragsteller ohne Antragsberechtigung zu schaf- 
fen. Der entsprechende Druck von seiten des Jüdischen Weltkongresses und des Zen- 
tralrats der Juden in Deutschland war daher groß. Die Fraktionen der SPD und der 
„Grünen“ machten sich sofort zu Vorkämpfern dieser Anliegen, und entsprechend 
faßte der Bundestag dann seine Beschlüsse, natürlich mit den Stimmen der Koalition, 
die trotz aller rechtlichen und finanziellen Gegengründe es gar nicht wagen konnte, 
etwa dagegen zu stimmen. 

So kam es dazu, daß Kanzler Kohl Anfang 1986 sich veranlaßt sah, bei einer Presse- 
konferenz zum Thema Stellung zu nehmen. Er gab die Zahlen über bereits geleistete 
und noch zu leistenden Wiedergutmachungen bekannt, deren Grundlage offensichtlich 
die vorstehend erwähnte Tabelle des Bundesfinanzministeriums von 1975 gewesen 
sein muß. Jedoch gab es schon Abweichungen. Die „Welt am Sonntag“ berichtete in 
ihrer Ausgabe vom 12. Januar 1986 die folgenden vom Kanzler genannten Einzel- 
heiten: 

„Danach hat die Bundesrepublik bislang Wiedergutmachung in Höhe von fast 75 Mil- 
liarden Mark geleistet. Noch zu erbringende Leistungen aus bestehenden Verpflich- 
tungen belaufen sich auf 11 Milliarden Mark, so daß sich ein Gesamtaufwand für die 
Wiedergutmachung in Höhe von rund 86 Milliarden Mark ergibt: 


— Der größte Posten sind Leistungen nach dem Bundes-Entschädigungsgesetz (Ge- 
samtzahlungen: 70 Milliarden Mark; bisher geleistet: 60 Milliarden Mark). 


— Die Gesamtzahlungen nach dem Bundes-Rückerstattungs-Gesetz werden mit 4,25 
Milliarden Mark beziffert (bisher gezahlt: 4 Milliarden Mark). 


— Die geleisteten Zahlungen nach dem bereits erfüllten Israel-Vertrag belaufen sich 
auf 3,45 Milliarden Mark. 
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— Gemäß Globalverträgen mit zwölf Staaten zahlte die Bundesrepublik insgesamt 
eine Milliarde Mark. 


— Sonstige Leistungen (u. a. im öffentlichen Dienst) werden mit 6,6 Milliarden Mark 
angegeben (bereits geleistet: 5,5 Milliarden Mark). 


— Für abschließende Härteregelungen sind 0,54 Milliarden Mark vorgesehen (bereits 
geleistet: 0,5 Milliarden Mark).“ 


Auf Antrag der damals völlig unter dem politischen Kommando gelernter Kommu- 
nisten im Bundestag stehenden „Grünen“ wurde damals ein weiterer Fond für „Härte- 
fälle“ in Höhe von 300 Millionen eingerichtet, der dem Zentralrat der Juden in 
Deutschland zur Verfügung gestellt wurde. Da sich die SPD diesem Antrag sofort 
anschloß, war das Bundesfinanzministerium wehrlos gegen diese Erweiterung „ab- 
schließender Härteregelungen“. Die Koalition war wiederum gezwungen, mitzu- 
machen. 

In der FAZ stand in deren Ausgabe vom 23. Mai 1992 auf der Seite 4 unter der Über- 
schrift „Kleine Meldungen“ die folgende Notiz: 

„Die Entschädigung und ‚Wiedergutmachung‘ Deutschlands an die Juden, die Opfer 
des NS-Regimes waren, beläuft sich nicht auf 28 Milliarden Mark, wie es in unserer 
Ausgabe vom 21. April hieß. Seit 1952 wurde weit mehr Geld gezahlt, wobei sich die 
genaue Summe nur schwer berechnen läßt. Sie wird auf siebzig bis achtzig Milliarden 
Mark geschätzt.“ 

Wie bereits erwähnt, hatte das Finanzministerium von Rheinland-Pfalz im November 
1957 geschätzt, daß nicht 5 Milliarden, sondern vielmehr 23,5 Milliarden gezahlt 
werden müßten. Der jüdische Generalsekretär Hans van Dam antwortete, daß Schät- 
zungen offenbar nicht die starke Seite der Finanzbehörden seien. Immerhin, bald 
darauf verlautbarte in der Presse, daß die Zahl der gemeinsam mit jüdischen Ver- 
bänden geschätzten Anträge von etwa 50000 bis Ende 1957 schon auf 400000 Anträge 
angestiegen seien. 

Es folgte am 14. Dezember 1957 die Plattlinger Rede Minister Schäffers, der von 
29 Milliarden zu zahlender Wiedergutmachung sprach. Generalsekretär van Dam re- 
plizierte auf der Stelle mit der Feststellung, daß Schäffers Zahlen natürlich ein völliger 
und viel zu hoch gegriffener Unfug seien. 

Im New Yorker „Aufbau“ war dafür 1965 zu lesen, daß 3,37 Millionen Anträge ein- 
gegangen seien. Bis zum Januar 1978 hatte sich diese Zahl auf 5,3 Millionen er- 
höht. 

Am 10. September 1985 schrieb das Bundesfinanzministerium einem Petenten diesen 
Brief: 

„sehr geehrter Herr X, 

auf Ihr Schreiben vom 4. September 1985 darf ich Ihnen zur Ergänzung einen 
Abdruck der Wiedergutmachungs-Übersicht nach dem Stande vom 1. Januar 1985 
übersenden. Darin finden Sie auf Seite 2 (rot kenntlich gemacht) auch Hin- 
weise auf die Zahl der bis zum 1. Januar 1985 gestellten Anträge. Allein nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz und dem Bundesrückerstattungsgesetz sind es 
zusammen weit über 5 Millionen. Hinzuzurechnen sind außerdem alle Anträge, die 
im Rahmen sonstiger Wiedergutmachungsregelungen - beispielsweise nach den 
Entschädigungsgesetzen der einzeinen Bundesländer — gestellt worden sind; ins- 
gesamt wird man wohl von mindestens 6 bis 7 Millionen Anträgen ausgehen 
können.“ 
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Reparationen und Wiedergutmachungen 
aufgrund von Verträgen und Gesetzen der Bundesrepublik Deutschland 


l. Vertrag mit Jugoslawien 300 Mio. DM 
2. Vertrag mit Jugoslawien (Brandt-Tito), 1972 
(langfristiger Kredit, zinsgünstig als Kapitalhilfe) 1 Mrd. DM 


3. Wiedergutmachungs-Globalabkommen mit 11 westeuropäischen 
Staaten und Österreich zwischen 1959 und 1964 


a) Luxemburg 18 Mio. DM 
b) Norwegen 60 Mio. DM 
c) Dänemark 16 Mio. DM 
d) Griechenland 115 Mio. DM 
e) Niederlande 125 Mio. DM 
f) Frankreich 400 Mio. DM 
g) Belgien 80 Mio. DM 
h) Italien 40 Mio. DM 
i) Schweiz 10 Mio. DM 
j) Österreich 95 Mio. DM 
k) Großbritannien 1l Mio. DM 
l) Schweden l Mio. DM 


(siehe hierzu Tabelle auf Seite 33) 


4. Entschädigung von Opfern medizinischer Menschenversuche 
(Globalabkommen) 


a) Jugoslawien 8 Mio. DM 
b) Ungarn 6,25 Mio. DM 
c) CSSR 7,50 Mio. DM 
d) Polen 100 Mio. DM 
5. Indirekte Wiedergutmachung an Polen durch Abkommen von 1975 1,3 Mrd. DM 
als Finanzkredit zu 2,5 % Zinsen (langfristig) 1,0 Mrd. DM 


6. Das Bonner Finanzministerium hatte 1990 die Gesamtleistungen an Polen bis 
15. November 1989 in Höhe von 7,478 Milliarden Mark festgestellt. 
An künftigen Leistungen sind vorgesehen: 
— Neue Hermes-Deckungen (bis 31. Dezember 1992) 2500 Millionen DM 
— Beitrag zum Stabilisierungsfonds (Kreditlinie bis zu 500 Millionen; 
Zinszuschüsse ca. 100 Millionen); 
— „Jumbo-Kredit“ (Erlaß der Rückstände per 15. November 1989) 760 Millionen; 
„Zlotysierung‘“ künftiger Zahlungen 570 Millionen; 
künftige Zinssubventionen (bis 1999) 161 Millionen; 
— Zinsvorteil für Polen beim 4. Umschuldungsabkommen bis 1997 ca. 100 Millionen. 
Endlich gewährte die Bundesrepublik Polen in einem 5. Abkommen eine Umschul- 
dung über drei Milliarden Mark. Das Abkommen galt für alle polnischen Zahlungs- 
verpflichtungen bis 31. März 1991. 
7. Entschädigung an Griechenland für Neutralitätsschäden 
des Ersten Weltkriegs (Vertrag von 1974) 47 Mio. DM 
Zu den in Ziff. 5 genannten Zahlungen an Polen muß man weitere 12 Mrd. DM hin- 
zurechnen, die westdeutsche Banken aufgrund politischen Drucks der Kanzler 
Brandt, 36 


Schmidt und Kohl als Kredite mit günstigen Zinssätzen gewähren mußten. Davon 
wurde weder eine Mark getilgt, noch wurden die vereinbarten Zinsen geleistet, es sei 
denn in geringer Höhe, um weitere Moratorien zu erreichen. 

Zu den Zahlungen an Jugoslawien (Ziff. 1 und 2) ist anzumerken, daß die Regierung 
in Belgrad unmittelbar nach der Wiedervereinigung Reparationsforderungen in einzig- 
artiger Dreistigkeit an die Bundesrepublik in Höhe von 300 Mrd. stellte! 


Zahlungen an Israel, jüdische Institutionen und Einzelpersonen: 


1. Haager Abkommen mit Israel 1951 3,00 Mrd. DM 
3. Haager Abkommen mit der Conference on Jewish Material 

Claims against Germany, 1952 0,45 Mrd. DM 
3. „Entwicklungshilfe“ an Israel 1960-1990 4,20 Mrd. DM 

(davon zurückgezahlt ca. 600 Mio.) 

Aufstockung 1970 (siehe Seite 31) 200 Mio. DM 
4. Waffenlieferungen 1960 ca. 1,50 Mrd. DM 


5. „Abschlußgeste“ Wiedergutmachung aufgrund 
Bundestagsbeschluß von 1979 an Weltrat der Juden 


in Raten 1980-1983 400 Mio. DM 
6. Härtefonds an Zentralrat der Juden 1985 300 Mio. DM 
7. Wegen des Golfkrieges an Israel 300 Mio. DM 
8. Leistungen aufgrund des Bundesentschädigungsgesetzes 

zugunsten der Opfer des NS-Regimes bis 1. Januar 1984 56,2 Mrd. DM 


davon nach Israel 40 % 
ins übrige Ausland 40 % 


Aus dieser Tabelle ergibt sich zweifelsfrei, daß die von Nahum Goldmann 1978 
genannte Zahl von insgesamt 90 Milliarden an Israel und Juden gezahlter und bis in 
die neunziger Jahre noch zu zahlenden Beträge am zutreffendsten sind. 

Adenauers Grundsatzerklärung vor dem Deutschen Bundestag vom September 1951 
war natürlich zunächst davon bestimmt, eine Schuld öffentlich anzuerkennen und für 
diese Sühne zu leisten. Zum anderen aber wollte Adenauer auf solche Weise er- 
reichen, daß von jüdischer Seite ihm keine Knüppel zwischen die Beine auf dem 
Weg zur Integration der Bundesrepublik in die Vertragssysteme des Westens gewor- 
fen würden. 

Ganz entsprechend handelten alle seine Nachfolger. Eine Ausnahme bildete insoweit 
nur Kanzler Helmut Schmidt, der sich gegen ungerechtfertigte Anschuldigungen und 
unberechtigte Forderungen von seiten Israels zur Wehr setzte. 

Die Hoffnung, daß zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat Israel 
aufgrund deutschen Verhaltens und deutscher Leistungen die normalen Beziehungen 
zwischen zwei Staaten besser werden könnten, waren immer eine Illusion. Als der 
damalige Außenminister Walter Scheel 1970 eine entsprechende Hoffnung äußerte, 
antwortete ihm der damalige israelische Außenminister Abba Eban in Bonn, daß 
solche normalen Beziehungen ganz unmöglich seien. Im Gegenteil, er präsentierte 
Forderungen (siehe Seite 30/31). 

Als im November 1989 die Mauer in Berlin fiel und die Wiederherstellung einer Ein- 
heit der bisherigen beiden Teilstaaten über den Horizont kam, erhob sich von jü- 
discher Seite sofort Protest. Die Deutschen hätten für ihre begangenen Untaten durch 
Teilung ihres Landes noch lange nicht genug gebüßt. 
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Der israelische Ministerpräsident Itzhak Schamir erklärte damals in Jerusalem, daß 
Deutschland nun durch die Vereinigung so groß und mächtig werde, daß man in Israel 
allen Grund habe, einen neuen Holocaust zu befürchten. Normalerweise hätte die 
Bundesregierung als Antwort auf diese nachgerade schändliche Erklärung zumindest 
ihren Botschafter aus Israel zur Berichterstattung nach Bonn zurückrufen müssen. 
Dies geschah natürlich nicht. 

Am 5. März 1990 war in der „Süddeutschen Zeitung“ dieses zu lesen: 

„Der Leiter des Simon-Wiesenthal-Zentrums in Los Angeles, Rabbi Hier, hat Bun- 
deskanzler Kohl schriftlich seine Besorgnisse angesichts der sich abzeichnenden deut- 
schen Einigung dargelegt. Hier sagte, er könne aber auch nach Kohls Antwort dem 
Drang zur deutschen Einheit keinen Beifall zollen. Er habe Kohl unter anderem vor- 
geschlagen, eine staatliche Behörde einzurichten, die Gruppen überwache und zur 
Rechenschaft ziehe, die Rassenhaß predigten. Kohl habe darauf hingewiesen, daß 
diese Aufklärung durch Schulen, kirchliche Gruppen und Medien geschehe und sicher- 
lich künftig auch in einem vereinigten Deutschland stattfinden werde.“ 

Wenige Tage später brachte die „Süddeutsche Zeitung“ die folgende Meldung: 

„Der israelische Botschafter in Bonn, Benjamin Navon, hat nicht ausgeschlossen, daß 
sein Land nach der Wiedervereinigung Deutschlands Wiedergutmachung fordert. In 
einem Interview mit der ‚Bild-Zeitung‘ sagte Navon, das Luxemburger Abkommen 
mit der Bundesrepublik aus den fünfziger Jahren sehe ausdrücklich vor, ‚daß wir im 
Falle der Einheit Deutschlands dazu ein Recht haben‘. Die DDR habe zwar Ge- 
spräche über Wiedergutmachung angeboten, sagte Navon, aber ‚die DDR hatte nıe 
Beziehungen zu Israel und eine extrem gehässige Einstellung gegenüber meinem 
Staat. Auch die DDR war Teil des ehemaligen Dritten Reiches, hat es aber immer 
abgelehnt, sich mit der Nazi-Vergangenheit auseinanderzusetzen‘. Dazu sei sie aber 
verpflichtet.“ 

Während des Golfkrieges wurde von jüdischen und amerikanischen Zeitungen die 
Behauptung verbreitet, die Deutschen seien schon wieder einschlägig am Werk. Deut- 
sche Firmen hätten an den Irak Anlagen zur Herstellung von Giftgas geliefert, das vom 
Irak aus mit Hilfe durch deutsche Technik verbesserten sowjetischen Raketen auf Israel 
abgeschossen werden sollte. Von all diesen Behauptungen wurde in der Vergangenheit 
nichts verifiziert oder bestätigt. Die Wirkung aber war weltweit und enorm. Jahrzehnte 
alte Geschäftsbeziehungen mit renomierten deutschen Firmen wurden als Folge dieser 
Lügenkampagne gekündigt. 

Bonn nahm nicht nur diese skandalösen Lügen hin, Außenminister Genscher machte 
sich sofort auf den Weg nach Israel, um dort einen Scheck über 300 Millionen Mark 
abzuliefern. Dieser Betrag gehört natürlich auch in die Tabelle der Wiedergut- 
machungsleistungen, denn unter „normalen Beziehungen“ ist er kaum unterzu- 
bringen. 

Der von Erich Honecker im Herbst 1988 mit dem Goldenen Stern der Völkerfreund- 
schaft (Heinz Galinski bekam ihn auch) ausgezeichnete Präsident des Jüdischen Welt- 
kongresses, Edgar Bronfman, erkannte ebenfalls die Gunst der Stunde. Die „Welt“ 
berichtete am 15. Juni 1990: 

„Noch im Juni will die DDR die Gespräche über finanzielle Wiedergutmachungs- 
leistungen an das jüdische Volk aufnehmen. Eine entsprechende Vereinbarung habe 
er mit dem Präsidenten des Jüdischen Weltkongresses, Edgar Bronfman, getroffen, 
teilte der DDR-Ministerpräsident Lothar de Maiziere mit. Dabei habe er allerdings 
deutlich gemacht, daß die DDR zur Zeit kaum in der Lage sei, ‚Nennenswertes zu 
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leisten‘. Bei sehr großen Leistungen könnte außerdem ein neuer Antisemitismus in 
Deutschland entstehen. 

De Maiziere erklärte weiter, daß er allerdings den Eindruck habe, es gehe seinen Ge- 
sprächspartner nicht so sehr ‚um Mark und Pfennig, sondern um den symbolischen 
Akt, mit dem eine solche Verhandlung verbunden wäre‘. De Maiziere hatte Bronfman 
während seines USA-Besuches in New York getroffen. Die Volkskammer der DDR 
hatte bereits kurz nach ihrer Wahl im März in einer Erklärung die Verantwortung 
auch der Deutschen in der DDR für den Völkermord an den Juden im nationalsoziali- 
stischen Deutschland übernommen.“ 

Zu Zahlungen der am 3. Oktober 1990 aufgelösten „DDR“ kam es aufgrund der 
bekannten zeitlichen Abläufe nicht mehr. Das Thema war grundsätzlich, aber nicht 
vom Tisch, wıe noch in zwei Fällen darzustellen ist. 

Kaum war im November 1989 durch den Fall der Mauer in Berlin die Wiederher- 
stellung einer Einheit Deutschlands eingeleitet worden, wurden in Israel zeitgleich 
massive Forderungen nach neuerlichen Wiedergutmachungszahlungen erhoben, denn 
schließlich müsse nunmehr Deutschland jene Beträge zahlen, die die untergegangene 
„DDR“ hätte zahlen müssen, aber nicht gezahlt habe. So kam es, daß in der Fernseh- 
sendung „Report“ des Südwestfunks am 12. November 1991 ein Bericht ausgestrahlt 
wurde, ın der das Thema umfangreich aufgegriffen wurde. Der Berichterstatter Udo 
Frank ließ den an der Bundeswehr-Universität München lehrenden israelischen Histo- 
riker Prof. Michael Wolffsohn zu Wort kommen, der zu den entsprechenden Forde- 
rungen israelischer Parlamentarier folgendes sagte: 

„Diese Knesset-Abgeordneten kennen offenbar den Inhalt der deutsch-israelischen 
Vereinbarungen nicht. Von offenen Rechnungen kann nicht gesprochen werden. Die 
alte Bundesrepublik Deutschland ist, wie gesagt, wenn wir es rein buchhalterisch neh- 
men, in einem Plus von mindestens einer Milliarde DM. Wir brauchen aber, gerade 
im deutsch-israelischen und deutsch-jüdischen Verhältnis keine historischen Buch- 
halter, sondern souveräne Politiker, die bereit sind, ohne die Vergangenheit zu ver- 
gessen, ein neues wichtiges gemeinsames Kapitel aufzuschlagen.“ 

Udo Frank: 

„Nun, fünfzig Jahre nach dem Holocaust überhaupt noch von Wiedergutmachung zu 
reden und solche Gelder einzufordern, ist das nicht ein Hindernis auf dem Weg zu einer 
Normalisierung Deutschland und Israels?“ 

Prof. Wolffsohn: 

„Die meisten heute ım vereinigten Deutschland lebenden Deutschen müssen keine 
Wiedergutmachung leisten, weil sie nicht schuldig wurden. Wiedergutmachung setzt 
Schuld voraus. Schuld kann individuell sein und schon gar nicht kollektiv, und aus 
biologischen Gründen alleine ist die Mehrheit der heute lebenden Deutschen nicht 
schuldig.“ 

Moderator Franz Alt: 

„Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, sollte die These von der ewigen 
deutschen Schuld endlich und eindeutig zurückweisen.“ 

In höchster Wut schlug Heinz Galinski in einem Kommentar in der „Jüdischen All- 
gemeinen“ (5. Dezember 1991) zurück und schrieb: 

„Der eine [Punkt] betrifft einen jüdischen Politologen, der sich ohne geringste mora- 
lische Berechtigung anmaßt, Ungeheuerlichkeiten öffentlich vorzutragen. Auch schon 
in der Vergangenheit hatte er versucht, sich - vor wem eigentlich? — mit Sprüchen wıe 
‚Schwingen der Auschwitz-Keule‘ zu profilieren. Es ist notwendig, an die Adresse 
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solcher Menschen zu sagen, daß sie mit ihrem Verhalten die Zuneigung jener, um die 
sie buhlen, nicht gewinnen werden, daß sie sich aber dadurch aus unserer Gemein- 
schaft selbst ausschließen. Und an die Adresse der Öffentlichkeit muß betont werden, 

daß diese Stimmen nicht die Meinung einer Gemeinschaft wiedergeben, die in jahr- 
zehntelanger Arbeit ihre Bereitschaft zum ehrlichen Dialog ohne Heuchelei bewiesen 
hat. 

Der zweite Punkt berührt den Begriff der Verantwortung von Medienmachern, die sich 
wohl zuweilen nicht dessen bewußt werden, wie sehr sie in der Lage sind, die öffent- 
liche Meinung zu beeinflussen. Die Art und Weise, wie das Thema DDR-Entschä- 
digungsleistungen an Israel in der Magazin-Sendung dargestellt wurde, führte zu einer 
antisemitischen Reaktion, die ich jederzeit belegen und beweisen kann. Ich erhielt 
eine Flut von antisemitischen Zuschriften der schlimmsten Art, in denen Bezug auf 
diesen TV-Beitrag genommen wurde. Ich bin jederzeit bereit, sie der ‚Report‘-Redak- 
tion zu zeigen.“ 

Galinski war damals schon einige Jahre Generalsekretär des Zentralrats der Juden in 
Deutschland. Sein Amtsvorgänger Werner Nachmann hatte dies Amt 1988 Knall auf 
Fall aufgeben müssen. Bekannt geworden war, daß er zum Zweck der Sanierung seiner 
persönlichen Wirtschaftsunternehmen den Betrag von 29,4 Millionen Mark unterschla- 
gen hatte, die aus den Zinsen eines seiner Verfügung unterstehenden Fonds für die 
Regelung von Härtefällen ın Höhe von 300 Millionen ihm zugänglich geworden waren. 
Dieser Vorgang ist hinsichtlich der Handhabung der Praxis der Wiedergutmachung 
höchst bezeichnend. Gegenüber dem Bundesfinanzministerium hatte Nachmann zwar 
nachgewiesen, an wie viele Personen er Gelder (bis zu einer Höhe von 5000,- DM) 
ausbezahlt hatte, das Finanzministerium aber hatte es unterlassen, Abrechnung über 
die Zinsen zu verlangen. Hätte man solches getan und wäre dies ruchbar geworden, 
sofort hätten Nachmann und Galinski unverbesserliche Antisemiten im BFM gewittert 
und angeprangert. 

Der schweizerische Historiker Jörg Fisch, der im ersten Teil dieser Schrift zitiert wurde, 
konzentriert sich auf das’Thema „Reparationen“ und behandelt den Komplex „Wieder- 
gutmachung“ daher nur kurz, kommt aber zu folgendem Ergebnis: 

„Der Gesamtvorgang aber war sowohl hinsichtlich des Umfangs der Leistungen als 
auch der Zahl der Empfänger einmalig. Bis Ende 1987 beliefen sich die Entschä- 
digungszahlungen auf gut 63 Milliarden Mark, während man zu Beginn mit 3 bis 4 Mil- 
llarden für die Entschädigung und mit 5 bis 10 Milliarden für die Wiedergutmachung 
insgesamt gerechnet hatte. Die Leistungen werden noch längere Zeit andauern, wenn 
auch mit rückläufiger Tendenz. Der Gesamtaufwand bis zum Abschluß wurde 1986 
für die Entschädigung auf 82,4 Milliarden Mark geschätzt. Die Leistungen in der Wie- 
dergutmachung insgesamt werden bis zum Jahre 2000 auf 102,6 Milliarden und bis zum 
Abschluß auf 118 Milliarden Mark veranschlagt.“ 

Es sind also von 1992 an noch Zahlungen in Höhe vieler Milliarden zu leisten. Der 
„Schadensfall“ liegt dann mehr als sechs Jahrzehnte zurück, und es müßte von Jahr 
zu Jahr aus biologischen Gründen ein deutlicher Rückgang der Zahlungen erfolgen. 
Dies aber ist erkennbar nicht der Fall. Während jeder deutsche Rentenempfänger re- 
gelmäßig eine behördliche Bescheinigung vorlegen muß, daß er noch am Leben ist, 
ist es hier anders. Schon auf Grund der Millionenzahlen von Empfängern in allen Teı- 
len der Welt würde eine entsprechende Regelung einen bürokratischen Aufwand erfor- 
dern, den die mit den Zahlungen befaßten Behörden — vom politischen Ärger ganz 
abgesehen - offenbar zu vermeiden trachten. Die Folgen liegen auf der Hand. 
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Die im Einigungsvertrag vom Sommer 1990 festgelegte Regelung, daß hinsichtlich 
Ansprüchen gegenüber dem Gebiet der früheren „DDR“ das Prinzip „Rückgabe vor 
Entschädigung“ gelten müsse, ist natürlichen aus Rechtsgründen völlig gedeckt. Den- 
noch ergaben sich in der Zwischenzeit aus der Anwendung dieses Prinzips Schwierig- 
keiten, die in ihrer heutigen Form sicherlich nicht vorhersehbar waren, aber dazu 
geführt haben, daß wichtige Investitionen, von denen die wirtschaftliche Entwicklung 
Mitteldeutschlands entscheidend in Gang brächten, bislang unterblieben, der un- 
geklärten Rechtsverhältnisse wegen. Eine Anderung ist also dringend erforderlich und 
wird auch seit längerem in Bonn erörtert. Aber schon wieder ist die Angelegenheit auf 
eine neue Schwierigkeit gestoßen, über die die FAZ am 12. Februar 1992 wie folgt be- 
richtete: 

„Bei diesen sehr alten Rechten dürfte es nicht zuletzt um die Ansprüche von Juden 
gehen, die in der Nazi-Zeit enteignet worden sind. Vor allem die Ansprüche der Juden 
machen es der Bundesregierung unmöglich, vom Prinzip ‚Rückgabe vor Entschä- 
digung‘ abzuweichen, wie es neben der SPD etwa auch Bundeswirtschaftsminister 
Möllemann (FDP) gefordert hatte. Wie in Bonn zu hören ist, war vor kurzem die 
‚Jewish Claıms Commission‘ im Bundesfinanzministerium, um die Rechte der Juden 
an ihrem ehemaligen Eigentum einzufordern. Die Bundesregierung kann es sich nicht 
leisten, diese Forderungen zu übergehen.“ 

Am 17. Juni 1992 fand in Wien auf dem Heldenplatz ein Konzert statt, das seinen 
besonderen Akzent dadurch bekam, daß der Träger des Friedens-Nobel-Preises Elie 
Wiesel von dem berühmten Balkon der Wiener Hofburg zu den Versammelten spre- 
chen sollte. Die „Zeit“ berichtete am 26. Juni 1992 darüber u. a. wie folgt: 
„Sicherlich ist der Auftrieb bescheiden, verglichen mit der Inszenierung und dem Jubel 
seinerzeit, am 15. März 1938, als der Österreicher Adolf Hitler von diesem Balkon aus 
den ‚Anschluß‘ seiner Heimat ans Deutsche Reich verkündete und die berüchtigten 
Massen ihm zujubelten: 500000.“ 

„Als es dunkel ist, wird über den Lautsprecher der Auftritt des Redners angekündigt. 
Wiesel tritt an die Brüstung des enormen Balkons, zu den Mikrophonen. Ein Schein- 
werfer richtet sich auf ihn. Kurze Stille. Dann beginnt Elie Wiesel, der Überlebende 
von Auschwitz und Buchenwald, seine Ansprache mit einem Hinweis auf die Ironie 
des Moments. ‚Vielleicht hat Geschichte keinen Sinn für Gerechtigkeit‘ sagt er, ‚aber 
gewiß hat sie einen Sinn für Humor.‘ 

Er sei von Hitler bereits zur Vernichtung verurteilt gewesen, als dieser von derselben 
Stelle aus zu den jubelnden Vorfahren der heutigen Zuhörer sprach. „Und hier stehe 
ich — und spreche heute abend zu euch.“ 

Nach diesem von ihm gewiß mit Recht als Triumph empfundenen Auftritt reiste Wiesel 
zum Katholikentag nach Karlsruhe. Dort wurde er deutlicher. Der 9. November 1989 
sei zu einem Symbol für eine neue deutsche Dimension der Verdrängung geworden. 
Jener Tag, an dem Kohl seinen von Galinski eskortierten Polen-Besuch abgebrochen 
habe, um vor dem Schöneberger Rathaus das Deutschlandlied mitsingen zu können. 
Der arrogante Ton, mit dem Kohl sich äußere, sei ganz abscheulich. 

„Den Ton gibt Bundeskanzler Kohl an“, sagte Wiesel: „Er meint, er kann sich das jetzt, 
nach der Vereinigung, leisten. Warum hat er beispielsweise Waldheim (im März 1992 
in München) empfangen? Und warum hat er den Jüdischen Weltkongreß, als der ihn 
dafür kritisierte, so arrogant zurechtgewiesen? Es kommt auf denTon an. Und ıch muß 
sagen, der Ton, den Bundeskanzler Kohl anstimmt, ist beunruhigend.‘“ Kohls Auftritt, 
ım März in München, sei fürwahr unvergeßlich, so wie Kohls Text: „Mit wem ich mich 
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hier treffe. das bestimme ich als Bundeskanzler.“ Imagepflege? „Ist das gut für 
Deutschland?“ fragte Wiesel. „Was immer in Deutschland zur Zeit geschieht, egal was, 
geht unter dieser Führung auf Kosten der historischen und damit der jüdischen Erin- 
nerung. Das ist meine größte Sorge.“ 

Immerhin, die FAZ schrieb am 9. Juli 1992 einen Beitrag zu dem leidigen Fall Wald- 
heim, in dem es hieß: 

„Dem aus seinem Amt scheidenden Bundespräsidenten Waldheim hat Parlaments- 
präsident Fischer, ein Sozialdemokrat austromarxistischer Schule, Gerechtigkeit wider- 
fahren lassen: Waldheim sei Unrecht zugefügt worden; man habe ihm Taten vorge- 
worfen, ‚die er nach aller historischen Evidenz, einschließlich des Gutachtens einer 
hochrangigen Historikerkommission, nicht begangen hat.‘ Unzählbare Politiker in der 
Welt haben Waldheim herabgewürdigt. Journalisten aller Orientierungen, von Wien bis 
New York, haben ihn geschmäht. Staatsoberhäupter, Monarchen wie Präsidenten, 
ließen sich nicht von Waldheim besuchen. Alle diese Ehrabschneider müßten jetzt öf- 
fentlich sagen: Wir haben bei einer Lumperei mitgemacht, es tut uns leid. Aber darauf 
wird man lange warten. Einst fanden sie es nützlich, in der Kampagne gegen Waldheim 
mitzulaufen, den Betreibern zu gefallen oder auch nur nicht zu mißfallen, die ihre 
Macht vorführen wollten, einen Menschen ihrer willkürlichen Wahl zur Strecke zu brin- 
gen, zu erledigen. Heute rühren sıe sich nicht, in der begründeten Hoffnung auf das 
schlechte Gedächtnis der Mitwelt, also der Wähler, Leser, Untertanen.“ 

In den großen deutschen Tageszeitungen wurden Wiesels Auftritte in Wien und Karls- 
ruhe, wo er wieder gegen Waldheim hetzte, mit Schweigen übergangen. Vermutlich aus 
der Überlegung der Redaktionen, daß ein neuer Antisemitismus in Deutschland 
ausreichend durch die Galinski, Wiesenthal, Wiesel, Bronfman etc. vorangetrieben 
werde. 

Dies ist nun ein Gesichtspunkt, der abschließend nicht übergangen werden kann. In 
seinen Ausgaben Nr. 3 und 4/1992, berichtete der „Spiegel“, daß nach einer Ende 1991 
durchgeführten Umfrage jeder achte Deutsche als Antisemit angesehen werden 
könne. 36 Prozent hätten die Auffassung, daß die Juden auf der Welt zuviel Einfluß 
hätten. 18 Prozent verträten die Auffassung, daß viele Juden versuchten, aus der Ver- 
gangenheit heute ihren Vorteil zu ziehen und die Deutschen zahlen zu lassen. 

Drei Monate später berichtete der „Spiegel“ in seiner Ausgabe 28/1992 über ein 
Gespräch, das in Jerusalem mit vier jüdischen Historikern geführt wurde, wobei es 
um den Antisemitismus in Deutschland und die Deutschlandfeindlichkeit in Israel 
ging. Ein aus Polen gebürtiger Teilnehmer stellte die Frage, wie es denn zu einer 
solchen Entwicklung kommen konnte. Er sagte: „Es gibt doch überhaupt keine Erfah- 
rung mehr mit Juden in Deutschland. Denn es leben fast keine Juden mehr in Deutsch- 
land. Die Deutschen haben mit jüdischen Problemen nichts mehr zu tun, es sei denn, 
sie treffen als Touristen auf der anderen Seite des Globus einen Juden.“ 

Darum aber geht es gar nicht. Die Zahl der Deutschen, die in Deutschland lebende 
Juden kennen, schätzen oder nicht schätzen, ist tatsächlich so gering, daß daraus nie 
ein breiterer Antisemitismus erwachsen könnte. Dafür aber lesen Millionen Deutsche 
Zeitungen und sehen und hören Fernsehsendungen, wie die von Galinski so getadelte 
vorstehend zitierte Sendung „Report“. Dies geht nun seit Jahren und mit einer auf- 
und abschwellenden Intensität. Deren Wirkungen werden naturgemäß nur verstärkt, 
wenn die Deutschen in den Medien und von den Regierungen immer wieder mit höch- 
stem Nachdruck aufgefordert werden, sich dies alles mit dem Blick auf die deutsche 
Vergangenheit gefallen bzw. über sich ergehen zu lassen. So verständlich auf jüdischer 


42 


Seite Rachegefühle sein mögen, sie haben noch nie Gutes bewirkt, aber sie haben sich 
im konkreten Fall auch nicht wegkaufen lassen, wie man dies in Bonn gehofft oder 
geglaubt hatte. 

Die bekannte jüdische Philosophin Hannah Arendt brachte 1964 bei einem in den 
USA gehaltenen Vortrag das Thema auf eine ebenso kurze wie aber auch umfassende 
Formulierung. Sie sagte: 


„Moralisch gesehen ist es ebenso falsch, 

sich schuldig zu fühlen, 

ohne etwas Bestimmtes angerichtet zu haben, 

wie sich schuldlos zu fühlen, 

wenn man tatsächlich etwas begangen hat. 

Ich habe es immer für den Inbegriff moralischer Verwirrung gehalten, 
daß sich im Deutschland der Nachkriegszeit diejenigen, 

die völlig frei von Schuld waren, 

gegenseitig und aller Welt versicherten, 

wie schuldig sie sich fühlten.“ 
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Forum 


Frei nach Gottfried Keller: „Achte jedes Mannes Tätigkeit für die innere und äußere Befreiung deines Volkes. Bedenke 
Eintracht ist der Beginn des Erfolges. Verliere im Triumph niemals Maß und Nüchternheit, denn der Feinde gibt es 


viele. Justi 

Friedrich der Große: „Der geringste Bauer und Bettler ist ebensowohl ein Mensch wie der König. Ein Justizkollegium, 
das Ungerechtigkeiten ausübt, ist gefährlicher und schlimmer wie eine Diebesbande. Vor der kann man sich schützen! 
- Aber vor Schelmen, die den Mantel der Justiz gebrauchen, um ihre üblen Pressionen auszuführen, vor denen kann 
sich kein Mensch hüten, sie sind ärger wie die größten Spitzbuben in derWelt und menitieren eine doppelte Bestrafung.“ 


Otto von Bismarck: „Mit schlechten Gesetzen und guten Beamten läßt sich immer noch regieren. Bei schlechten Beam- 
ten helfen die besten Gesetze nichts.“ 


US-Generalstaatsanwalt Robert H. Jackson am 26. Juli 1946 in Nürnbere: „Als Militärgerichtshof stellt dieser Gerichts- 
hof eine Fortsetzung der Kriegsanstrengungen der Alliierten dar.“ 


Das Londoner Statut vom 8. August 1945, Art. 21: „Der Gerichtshof soll nıcht Beweise für allgemein bekannte Tatsachen 
fordern. sondern soll sie von Amts wegen zur Kenntnis nehmen .. .“ 


US-Rechtsanwalt Stephen F. Pinter am 22. Januar 1981 in den USA vor einem Notar: „Ich, der unterzeichnete Stephen 
F. Pinter, seit dem Jahre 1920 Rechtsanwalt in der Stadt St. Louis, erkläre hiermit, daß ich vom Januar 1946 bis Juli 
1947 als US-Armeeanwalt in Dachau tätig war, und zwar als US-Ankläger. Während ich aber in jeder Weise mein bestes 
tat, um das wirklich anständige Recht zu vertreten und die Justiz des Hasses zu verhindern, gab es dort eine Anzahl 
von Personen, die immer wieder falsche oder unbegründete Anklagen gegen deutsche Gefangene erhoben und mit Hilfe 
notorisch meineidiger Zeugen vor den damaligen militärischen Gerichten sehr oft Erfolge erzielen konnten, die den 
wirklichen Tatsachen nicht entsprachen. Als Resultat solcher Mißjustiz wurden leider viele unschuldig verurteilt und 
einige auch hingerichtet .. .“ 





Medien/Propaganda 
Deutscher Presserat 12. Dezember 1973: „Achtung vor der Wahrheit und wahrhaftige Unterrichtung der Öffentlichkeit 
sind oberstes Gebot der Presse.“ 
Die Staats- und Regierungschefs Bonner Wirtschaftsgipfel 1985: „Wir sind stolz darauf, daß die Menschen in unseren 
Ländern frei sind. zu sagen und zu schreiben, was sie wollen, und zu reisen, wohin sie wollen.“ 
Winston Churchill in seinen Memoiren: „Im Kriege ist die Wahrheit so kostbar, daß sie nie anders als mit einer Leibwache 
von Lügen auftreten sollte.“ 
Lord Northcliffe im Ersten Weltkrieg: „Man muß den Deutschen nur 99 mal eine Lüge als Wahrheit auftischen, und 
vom [00 mal ab glauben sie die Lüge als Wahrheit.“ 
Sefton Delmer, Chef der britischen psychologischen Kriegführung gegen Deutschland zum übergelaufenen Otto John: 
„..... wir wenden jeden, auch den schmutzigsten Trick an. der sich nur denken läßt. Jeder Gniff ist erlaubt. Je übler, 
um so besser.“ 
Derselbe zu Prof. Friedrich Grimm im britischen KZ nach der Kapitulation: „Wir werden diese Greuelpropaganda fort- 
setzen. wir werden sie steigern, bis niemand mehr ein gutes Wort von den Deutschen annimmi, bis alles zerstört sein 
wird, was sie in anderen Ländern an Sympathien gchabt haben, und bis die Deutschen so durcheinandergeraten sein 
werden, daß sie nicht mehr wissen, was sie tun.“ 


Alliierte unter sich 
Clemenceau über Amerika: „Das ist die Entwicklung von der Barbarei zur Dekadenz ohne Umweg über die Kultur.“ 


Henry de Montherland über die USA: „Eine einzelne Nation, der es gelingt, die Moral, die Qualität des Menschen auf 
fast der gesamten Erdoberfläche in die Tiefe stürzen zu lassen. das hat es nicht gegeben, seit der Globus existiert.“ 


Friedrich Engels an Kar! Marx über die Engländer: „Diese Engländer sind in ihren demokratischen Formen viel gewis- 
senloser als wir redlichen, timiden (überängstlich gewissenhaft) Deutschen.“ 


Zur deutschen Frage 
Emil Ludwig in „Les Annales“ Juni 1934: „Hitler will nicht den Krieg, aber er wird dazu gezwungen werden, nicht in 
diesem Jahr. aber bald... .. Das letzte Wort hat, wie 1914, England zu sprechen.“ 
Hermann Fernau in „Der Weg“ Juli 1914: „Wir haben ein enormes Interesse daran. daß die deutschen Geburten weiter 
abnehmen .. .“ 
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Kurt Tucholsky in „Die Weltbühne” 26. Juli 1927: „Möge das Gas in die Spielstuben eurer Kinder schleichen. Mögen 
sie langsam umsinken, die Püppchen . . . Wer aber sein Vaterland im Stich läßt in dieser Stunde, der sei gesegnet.“ 


Dr. Konrad Adenauer am 9. Juni 1950 vor dem Bundestag: ..Die deutsche Bundesregierung als Sprecherin des gesamten 
deutschen Volkes wird sich niemals mit der allen Grundsätzen des Rechts und der Menschlichkeit widersprechenden 
Wegnahme dieser rein deutschen Gebicte östlich der Oder und Neiße abfinden.“ 


Der „Sunday Correspondent“ am 17. September 1989: ‚Wir sind 1939 nicht in den Krieg eingetreten. um Deutschland 
vor Hitler oder die Juden vor Auschwitz oder den Kontinent vor dem Faschismus zu retten. Wie 1914 sind wir für den 
nicht weniger edlen Grund in den Krieg eingetreten, daß wir eine deutsche Vorherrschaft in Europa nicht akzeptieren 


Kounien: Multikulturelle Gesellschaft 


Benjamin Disraeli (1804-1881) jüdischer Abstammung und britischer Staatsmann: „Die Rasse bedeutet alles, und jede 
Rasse, die sich leichtfertig mit anderen Rassen vermischt, muß untergehen. Niemand darf das Rassenprinzip mit Gleich- 
gültigkeit behandeln. Sie bilden den Schlüssel zur Weltgeschichte.“ 


Der Strafrechtler Dr. Uhlitz 1992: „Es kann nicht angehen, daß wegen Vorbereitung eines hochverräterischen Unterneh- 
mens bestraft wird, wer die Staatsform der BRD abändern will, während der, der das deutsche Staatsvolk in der BRD 
abschaffen und durch eine multikulturelle Gesellschaft ersetzen und auf deutschem Boden einen Vielvölkerstaat etablie- 
ren will, straffrei bleibt. Das eine ist korrigierbar, das andere nicht und daher viel verwerflicher und strafwürdiger. Diese 
Rechtslage wird auch der Generalbundesanwalt nicht auf Dauer ignorieren können.“ 


D. Guratzsch in „Die Welt” vom 8. Juli 1992: „Multikulturelle Sackgasse. Die Spannungen in der modernen Gesellschaft 


werden größer statt geringer. Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 


Reichswirtschaftsminister Dr. h. c. Walther Funk im Mai 1944 als Antwort auf die britisch/amerikanischen Überlegungen. 
wie nach dem Kriege internationaler Währungsmechanismus geschaffen werden und funktionieren könne: „Innerhalb 
der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die, wie ich erst jetzt wieder in Königsberg dargelegt habe, auf dem Boden 
absoluter Freiwilligkeit und ohne Souveränität der einzelnen Staaten zum wechselseitigen Vorteil aller Partner zusam- 
menarbeiten soll, wird Deutschland aufgrund der natürlichen Vorausetzungen im innercuropäischen Güter- und Dienst- 
leistungsaustausch der größte Käufer und Verkäufer scin. Wir wissen. daß nur solche Handelsbeziehungen von Dauer 
sein können, bei denen die beteiligten Vertragskontrahenten sämtlich ihren Gewinn finden. So hat Deutschland sowohl 
auf industriellen wie auf landwirtschaftlichem Gebiet bereits in einer Reihe von Fällen den Beweis erbracht, daß es 
seinen Partnern gegenüber zu tatkräftiger Hilfe bereit ist. Die Wirtschaft hat Dienerin am Gemeinwohl zu sein.“ 


Schuldenproblem, eine der Zeitbomben unserer Zeit 


Cicero 55 v. Chr.: „Der Staatshaushalt muß ausgeglichen sein. Der Staatsschatz sollte wieder aufgefüllt werden. Die 
öffentlichen Schulden müssen verringert werden. Die Arroganz der Behörden muß gemäßigt und kontrolliert werden. 
Die Zahlungen an ausländische Regierungen müssen reduziert werden, wenn der Staat nicht bankrott gehen soll. Die 
Leute sollen wieder lernen zu arbeiten, statt auf öffentliche Rechnung zu leben.“ 


BRD 1992: Öffentliche Schulden bisher 1.3 Billionen Mark, wie diese Schulden jemals abbezahlt werden sollen, weiß 
kein Mensch. 1995 hat sich der Schuldenturm auf 2,2 Billionen Mark erhöht. 

Die USA waren vor dem Ersten Weltkrieg der Hauptschuldner der Welt. nach dem Krieg waren sie die Hauptgläubiger, 
ebenso vor und nach dem Zweiten Weltkrieg, seit kurzer Zeit sind die USA wiederum die größten Schuldner der Welt. 
Krieg und Währungsreformen beseitigten bisher Staatsschulden, oder wie vor 200 Jahren der Verkauf von Landeskindern 


als Soldaten. Worte für die Freunde von Kultur und Zeitgeschichte 
Friedrich der Große: „Unser Leben führt uns mit raschen Schritten von der Geburt bis zum Tode. In dieser kurzen 
Zeitspanne ist es die Bestimmung des Menschen, für das Wohl der Gemeinschaft. deren Mitglied er ist, zu arbeiten.“ 


Honor£ de Balzac (1799-1850): „Es gibt zwei Arten von Weltgeschichte: Die eine ist die offizielle, für den Schulunterricht 
bestimmte, die andere ist die geheime Geschichte. welche die wahren Ursachen der Ereignisse in sich birgt.“ 


Ezra Pound: „Wenn ein Mann nicht bereit ist, für seine Überzeugung ein Risiko einzugehen, dann taugt entweder die 
Überzeugung nichts, oder der Mann taugt nichts.“ 

Friedrich W. Nietzsche: „Wer einstmals viel zu künden hat. schweigt viel in sich hinein, wer einst den Blitz zu zünden 
hat, muß lange Wolke sein.“ 

Unsere Vereinigung ist der Wahrheit. und nur dieser verpflichtet. auch wenn sie gegen unser eigenes Land spricht. Das 
ist aber bei den Hauptklagen unserer jahrhundertealten Feinde bisher nicht der Fall. Wer wird es uns verübeln, wenn 
wir darüber nicht auch froh sind? - Seien wir aber auf der Hut. denn die Drohung Catos. auf uns abgewandelt, lautet 


unverändert. Ceterum censeo germaniam esse delendam. 
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| ADOLF A wThadden Adolf Hitler 
Zach ı  \ermandler der Welt ISBN 3-920722-02-7 
HITLER 238 S.. 16 Bildt., Pers.- u. Quellenverz.. Dok., farb. 
lam. Schutzu., Goldpr.. Efalin DM 36,- 
Für Deutschland wollte Adolf Hitler die Folgen des 
Ersten Weltkrieges rückgängig machen. Als notwen- 
dige Maßnahme galt für ihn dıe Beseitigung des 
kommunistischen Systems und die Ausschaltung des 
jüdischen Einflusses in Europa. Der Nauionalsozia- 
lismus, von eıner übergroßen Mehrheit des Volkes 
getragen, hat sich nicht innenpolitisch als unbrauch- 
bar erwiesen, sondern wurde von außen militänsch 
besiegt. 


A.wThadden Josef Stalin 


Verwandler der Welt ISBN 3-920722-03-5 
232 S., 16 Bildt.. Pers.- u. Quellenverz., Dok.. farb. 
lam. Schutzu., Goldpr., Efalin DM 36,- 


Diese gut gegliederte, umfangreich dokumentierte 
Biographie zeichnet den Lebensweg und das Han- 
deln jenes Mannes nach, der die marxistische Uto- 
pie in die Praxis umsetzen wollte. Die ausführlich 
beschriebene Vorgeschichte des Zweiten Weltkrie- 
ges, die aufschlußreichen Hinweise auf die wesent- 
lichen Aspekte der Innen- und Außenpolitik Stalins 
ıragen in hohem Maße zum Verständnis der europ3- 
ıschen Geschichte im 20. Jahrhundert bei 


Georg Franz-Willing/ Adolf v. Thadden 


Roosevelt und Churchill 

Verwandler der Welt ISBN 3-9720722-04-3 
248 5., 16 Bıldt., Pers.- u. Quellenverz., Dok.. farb. 
lam. Schutzu., Goldpr.. Efalın DM 36,- 


Feststellung Sven Hedıins 1942: „Dieser Krieg wird 
ın die Geschichte eingehen als der Knieg des Präsi- 
denten Roosevelt.“ Roosevelt hatte Churchill den 
Kriegseintritt zugesagt und damıt bewirkt, daß deut- 
sche Fnedensangebote von Churchill abgelehnt wur- 
den. Roosevelt begnißte Stalins Vorschlag, S0000 
deutsche Offiziere zu erschießen, und stimmte der 
Verweibung der Ostdeutschen aus ihrer Heimat zu. 


Alfred Keck ISBN 3-920722-05-1 


Deutschland im Wiedererstehen 
Euphorie - Enttäuschung — Hoffnung 

180 S., Abb.. Zeichn.. Tabellen, Dokumente, 
brosch., vierf. Umschl. DM 19,80 


Die Überwindung der jährigen Spaltung von Volk 
und Land sind histonsche Chance und Verantwor- 
tung von eınmaliger nationaler Größe. Die vorlie- 
gende Schrift vermittelt Einsichten in Vorgänge zur 
Vor- und Wendezeit. Sıe zeigt wirtschaftliche und so- 
zıale Problemfelder auf. läßt Konflik1e bei der Über- 
windung von Erblasten erkennen und stellt dar, was 
erforderlich isı bei der Gestaltung der Wiedereinheit 


Erich Kempka ISBN 3-920722-07-8 


Die letzten Tage mit Adolf Hitler 

Erweitert von Erich Kern 3. Auflage 
324 8.,16 Bildt., Ln., Goldpr., farb. lam. Schutzum- 
schlag DM 38,- 


Erich Kempka, 13 Jahre im persönlichen Dienst bei 
Adolf Hitler, und Ench Kern haben mit diesem er- 
schüttenden Tatsachenbenicht, von der letzten 
Frontfahrt Adolf Hitlers bis zu seinemTode, die vie- 
len Märchen gnadenlos zerstört, die über die letzten 
Tage im Führerbunker verbreitet worden sind. 


Heinz Meyer Damals - 4. Auflage 
Der Zwelte Weltkrieg zwischen Teutoburger Wald, 
Weser und Leine ISBN 3-920722-06-X 


352 $., 200 Fotos u. Skız., Quellenverz.. Namens- u. 
Ortsregister. Goldpr.. farb. lam. Schutzu.. La.. er- 
weiterte 4. Auflage DM 34. 
Bewundernswert, wıe die Bürger jene Jahre gelebt, 
durchlitten und letztlich bestanden haben. wie es ih- 
nen der Niederlage und allen Enttäuschungen zum 
Trotz doch gelang. den Neuaufbau zu beginnen. Ein 
umfassendes Dokumentarwerk. 
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Felix Steiner 


Dic Freiwilligen der Waflen-SS 


Idee und Opfergang ISBN 3-920722-09-4 
7. Auflage. 392 Sciten, 32 Bildtafeln, 33 Skizzen, 
Schutzumschlag. Leinen DM 38,- 


Mit der von ihm geschaffenen und duich ihre Walfen- 
taten weltbekannt gewordenen SS-Division „Wi- 
king” hat der Autor erstmalig den Beweis gefuhrt, 
daß esın Europa möglich war, aus soldatiıschen Men- 
schen verschiedenartigster Nationalität und Menta- 
htat einen innerlich homogenen. kameradschaftlich 
verbundenen und militärisch integrierten operativen 
Verband zu schaffen. der sıch den sowjetischen 


Massen ın jeder Situation überlegen zeigte. Die innere Geschlossenheit wuchs 
mit der Erkenntnis einer gemeinsamen europuischen Aufgabe. 


Frühjahr 1993 -7. Aufl.: Steiner/Armee der Geächteten 





Zwölf Jahre 1. Kompanie 
Leibstandarte SS Adolf Hitler 

Ein Buch der Kameradschaft ISBN 3-877251-24-2 
280 Textseit., 136 Bildiaf. mit 447 Fotos. Großf 
21,5x30,5 cm, Ln. m. Silberpräg. aufTitel und Rük- 
ken, lam. Schutz. DM 89,- 


Die L Kompanıe der Leibstandarte war die Keim- 
zelle der späteren Waffen-SS und wurde bereits am 
17. März 1933 als „SS-Stabswache Berlin“ aufge- 
stellt. Alleın aus den ersten 117 Freiwilligen gingen 
mehr als fünfzig höhere SS-Führer hervor, die inden 
38 Divisionen der Waffen-SS hohe Dienststellungen 
bekleideten und mit höchsten Tapferkeitsauszeich- 


nungen bedacht wurden. Die 1. Kompanie dieser Elitetruppe war im Frieden beı 
den bedeutendsten Veranstaltungen des Dritten Reiches als Ehrenformation be- 
teilıgt Im Kriege kämpften diese Männer an fast allen Fronten tapfer. opfervoll 
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CHRONOLOGIE 
Deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert 


4725. ISBN 3-920722-00-0 DM 69,- 


Mit präzisen Daten werden Ereignisse wiedergege- 
ben, die das X. Jahrhundert geprägt haben. begin- 
nend mit 1900, endend mit 1990. Hier wird laut Di- 
wald „das Quellenmaterial zum Sprechen“ ge- 
bracht. Die Zeugnisse - sıe reichen von Dokumen- 
ten über Staustiken und Aussagen von Staatsmän- 
nern bıs zu Strömungen in der öffentlichen Meinung 
- vermitteln Einblick in Kräfte, die weltpolitische 
Entscheidungen beeinflußten bzw. trafen. Zahlrei- 
che Fakten dürften dem Leser unbekannt sein und 


ihn feststellen lassen, wıe er allein durch Vorenthalien vonTatsachen in seiner Ur- 
teilsfindung ırregeleitet wurde. - Wesentliche Orientierungshilfe bletet das 
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Verlagsauslieferung 


LEXIKON 
Deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert 
5ı2S, 1SBN 3-920722-01-9 DM 78.- 


Zum einen werden Begriffe aus Politik, Kultur, Wirt- 
schaft und Publizistik entschlüsselt, zum anderen 
One aufgeführt, mit denen sich bedeutsame Ereig- 
nisse verbinden. Eine dritte Gruppe erläutert die 
Decknamen der Feldzüge des letzten Krieges, eine 
vierte die Abkommen, Verträge usw. In Kurzbiogra- 
phien finden sich die Namen politisch handelnder 
oder sonstwie in Erscheinung tretender Persönlich- 
keiten. Das Lexikon ist eine wertvolle Hilfe zur 
Orientierung ın den heutigen turbulenten Zeiten. 


Georg Franz-Willing ISBN 3-920722-08-6 
Kriegsschuldfrage der beiden Weltkriege 


200 Seiten. 16 Bildtafeln, Pers.- und Quellenver- 
zeichnis. Dokumentenanhang, farb. lam. Schutzum- 
schlag, gebunden DM %,- 


In diesem Werk wird die propagıerte Schuldthese 
Deuischlands an beiden Weltkriegen widerlegt. Es 
ist eine Entlastungsschrift für Deutschland gegen 
Kriegspropaganda, Lüge und Verleumdung unter 
Hinzuzichung authentischer Beweise ın- und auslän- 
discher Dokumenıe 





Postfach 1180 - 4994 Preußisch Oldendorf 
Telefon (05742) 2073/20 74 - Telefax (05742) 5570 


Arbeit und Aufgabe 
KULTUR- UND ZEITGESCHICHTE - ARCHIV DER ZEIT 


Sicherung der historischen Wahrheit 
Der geschichtlichen Wahrheit verpflichtet 


Eine wahrheitsgetreue Beurteilung und Bewertung der letzten hundert Jahre der 
deutschen Geschichte ist kaum möglich. Zu viele politische Interessenvertreter 
haben unsere Geschichte, insbesondere nach 1945, systematisch verfälscht und mit 
Fehldeutungen und Verdrehungen sowie auch mit Unwahrheiten den nachfol- 
genden Generationen ein Zerrbild aufbereitet. Damit soll für alle Zukunft eine 
weltweit einzigartige deutsche Schuld festgeschrieben sein, um unser Volk in einem 
Zustand ständiger politischer Erpreßbarkeit zu halten. 


Ein Volk aber, das sich zwingen läßt, mit einem unwahren Geschichtsbild zu leben, 
ist endlich unfähig, sich den Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft zu 
stellen. Den verleumderischen und verlogenen Herausforderungen mit der 
geschichtlichen Wahrheit zu begegnen, bleibt unsere Aufgabe. Unentschuldbar 
bleibt das einschlägige Verhalten jener deutschen Historiker und Publizisten, die 
mit ihrem Tun das Geschäft der Gegner unseres Volkes betreiben. 


Verantwortungsbewußte Zeitzeugen, Schriftsteller und Publizisten haben in zahl- 
reichen Büchern und wissenschaftlichen Schriften historische Darstellungen er- 
arbeitet, die die Geschichtslügen und Fälschungen, mit denen unser Volk syste- 
matisch fehlunterrichtet wurde, korrigieren und widerlegen. 


Damit soll die Gefahr beseitigt werden, daß der jungen Generation kein zutreffen- 
des Geschichtsbild mehr vermittelt wird. Wer heute noch Lügen in die Welt setzt 
oder verbreitet, wird sich nicht mehr damit entschuldigen können, er habe es nicht 
besser gewußt. Allerdings besteht Einigkeit darüber, daß die vorhandenen korri- 
gierenden und widerlegenden Veröffentlichungen - die vor allem in die Hand der 
Angehörigen der künftigen Generation gehören - nicht „griffbereit“ genug vor- 
liegen und daß es selbst bei wissenschaftlichen Arbeiten Zugangsprobleme gibt, 
ganz abgesehen davon, daß manche Autoren an der Vermittlung und Verbreitung 
eines wahrheitsgemäßen Geschichtsbildes nicht interessiert sind. 


KULTUR- UND ZEITGESCHICHTE, ARCHIV DER ZEIT, begegnet 
diesen Gefahren. Es sieht seine Hauptaufgabe in der Sicherung und Verbreitung 
der historischen Wahrheit. Dieser Absicht entsprechen die drei Hauptaufgaben: 
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A. Veröffentlichung zeitgeschichtlicher Werke. 
Erschienen sind bisher: 
W. Schütz (Hrsg.), CHRONOLOGIE, Deutsche Geschichte im 20. Jahrhun- 
dert, geprägt vom 1. Weltkrieg, Nationalsozialismus, 2. Weltkrieg, mit einem 
Geleitwort von Hellmut Diwald. 
W. Schütz (Hrsg.), LEXIKON, Deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert, ge- 
prägt vom 1. Weltkrieg, Nationalsozialismus, 2. Weltkrieg, mit einem Geleitwort 
von Hellmut Diwald. 
A. v.Thadden, ADOLF HITLER, Verwandler der Welt, mit einem Geleitwort 
von Georg Franz-Willing. 
A.v.Thadden, JOSEFSTALIN, Verwandler derWelt, mit einem Geleitwort von 
Hellmut Diwald. 
Georg Franz-Willing/A. v. Thadden, ROOSEVELT - Er wollte den großen 
Krieg/CHURCHILL -Verteidiger und Zerstörer des Empires. 
Georg Franz-Willing, KRIEGSSCHULDFRAGE DER BEIDEN WELT- 
KRIEGE. 


B. Archiv-Aufbau (Material- und Dokumentensammlung) zur deutschen Ge- 
schichte im 20. Jahrhundert. 


C. Aufbau einer politischen Fachbibliothek mit allen erreichbaren Werken zur deut- 
schen Geschichte im 20. Jahrhundert. 

Zur Erfüllung dieser Hauptaufgaben sammelt KULTUR- UND ZEITGE- 

SCHICHTE, ARCHIV DER ZEIT, Dokumente und Aufzeichnungen von Zeit- 

zeugen, Wissenschaftlern und Publizisten. Erfaßt werden auch zeitgeschichtliche 

Arbeiten, Biographien, alle wesentlichen einschlägigen Unterlagen - Literatur, Frag- 

mente —, zu deren Veröffentlichung es aus irgendwelchen Gründen nicht gekommen 

ist. KULTUR- UND ZEITGESCHICHTE, ARCHIVDER ZEIT, wird getra- 

gen von Publizisten, Verlegern und Historikern, die sich in verantwortlicher Aufga- 

benteilung den drei Hauptaufgaben widmen. An dieser Arbeit können weitere freie 

Mitarbeiter und Mitglieder beteiligt werden: 

1. durch die Erarbeitung von Sachworterklärungen für eine Neuauflage der Lexi- 
kon-Dokumentation; 

2. durch die Beschaffung von Dokumenten und Zeitzeugenberichten für das Archiv; 

3. durch die Überlassung wichtiger militärisch-politischer Veröffentlichungen und 
Bücher für die Bibliothek; 

4. durch den Beitritt zum Förderverein KULTUR- UND ZEITGESCHICHTE, 
ARCHIV DER ZEIT. Der jährliche Mitgliedsbeitrag beträgt 50,- DM; 

5. durch Spenden zur Förderung der Gesamtaufgabe. 


Vorstand: W. Schütz (Vors.), K. Chr. Marloh (stellv. Vors.) und weitere fünf Vorstandsmitglieder. 


KULTUR- UND ZEITGESCHICHTE - ARCHIV DER ZEIT 
Brückenstraße 1 - 8200 Rosenheim 


Mit KULTUR- UND ZEITGESCHICHTE - ARCHIV DER ZEIT 
tragen Sie durch Mitgliedschaft, Spenden, zeitgeschichtliche Dokumente und Be- 
richte zu einer wahren deutschen Geschichtsbetrachtung über unser Jahrhundert bei. 
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Überweisungsauftrag/Zahlschein-Kassenbeleg 


Empfänger: Name, Vorname/Firma (max 27 Stellen) 


Kultur- und Zeitgeschichte, Archiv der Zeit, 8200 Rosenheim, Brückenstr 1 


Konto-Nr. des Empfängers Bankleitzahl 
3525% 0159179 
be: 

Volksbank Siegsdorf eG 


Betrag: DM, Pi 


Verwendungszweck — z. B. Kunden-Referenznummer - (nur für Empfänger) max. 2 Zeilen & 27 Stellen 


Ich möchte Mitglied [] Förderer U werden. 


noch Verwendungszweck 


Ich helfe Ihnen mit Lieferung von zeitgeschichtlichen Dokumenten [| 


Absender 
Konto-Nr. des Auftraggebers Betragswiederholung: DM, Pl (Ausfüllung freigestellt) 
a. 18 
Mehrzweckleld Konto-Nr. OO. Berg — 5, Bankleitzahl Text 


Bitte dieses Feld nicht beschriften und nicht bestempeln 
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Gutschrift (Zahlschein-) Überweisung durch 


{Name und Sitz des beauftragten Kreditinstituts) (Bankleitzahl) 
Empfänger: Name, Vorname/Fırma (max. 27 Stellen) 


Kultur- und Zeitgeschichte, Archiv der Zeit, 8200 Rosenheim, Brückenstr. 1 


Bankleitzahl 
L BD LLEI17 u 










Konto-Nr. des Empfängers 


35253 
bei 


Volksbank Siegsdorf eG 













| Betrag: DM, Pf 


Verwendungszweck — z. B. Kunden-Referenznummer — (nur für Empfänger) max. 2 Zeilen A 27 Stelien 


Ich möchte Mitglied [J] Förderer [| werden. I 


noch Verviendungszweck 


Ich helfe Ihnen mit Lieferung von zeitgeschichtlichen Dokumenten U] | | 
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Konto-Nr. des Auftraggebers Betragswiederholung: DM, Pi (Ausfüllung freigestellt) 
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Bitte dieses Feld nicht beschriften und nicht bestempeln 
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